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Die Volt sgruppen-Grtlärung 


Am 5. November haben die deutſche und die polniſche Regierung eine Erklärung 
veröffentlicht, die ſich auf die Behandlung der deutſchen Volksgruppe in Polen und 
des polniſchen Volksſplitters in Deutſchland bezieht. Damit hat der Gewaltsverzichtspakt von 
1934 eine Abrundung in Richtung auf das volkspolitiſche Gebiet erfahren. Die Veröffent⸗ 
lichung der Erklärung iſt mit mehreren Akten verbunden geweſen, durch die der Oeffent⸗ 
lichkeit der beiden Länder die 1 dee Ereigniſſes näher gebracht werden ſollte. Auf 
deutſcher Seite hat der Führer und Reichskanzler drei Vertreter des polniſchen Volks⸗ 
ſplitters im Reiche ſowie den polniſchen Botſchafter Lipſki und auf polniſcher Seite der 
Staatspräſident drei Vertreter der deutſchen Volksgruppe in Polen ſowie den deutſchen 
Botſchafter von Moltke empfangen. Die Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

„Die Deutſche Regierung und die Polniſche Regierung haben Anlaß genommen, die 
Lage der deutſchen Minderheit in Polen und der polniſchen Minderheit in Deutſchland 
zum Gegenſtand einer freundſchaftlichen Ausſprache zu machen. Sie ſind übereinſtimmend 
der Uleberzeugung, daß die Behandlung dieſer Minderheiten für die weitere Entwicklung 
der freundnachbarlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Polen von großer Be⸗ 
deutung ift, und daß in jedem der beiden Länder das Wohlergehen der 
Minderheit um fo ſicherer gewährleiſtet werden kann, wenn die 
Gewißheit beſteht, daß in dem anderen Land nach den gleichen 
Grundfätzen verfahren wird. Zu ihrer Genugtuung haben die beiden Regie⸗ 
rungen deshalb feſtſtellen können, daß jeder der beiden Staaten im Rahmen feiner 
Souveränität für die Behandlung der genannten Minderheiten nachſtehende Grund- 
ſätze als maßgebend anſieht: 

1. Die gegenſeitige Achtung deutſchen und polniſchen Volkskums verbietet von 
ſelbſt jeden Verſuch, die Minderheiten zwangsweiſe zu affimilieren, 
die Zugehörigkeit zur Minderheit in Frage zu ſtellen oder das 
Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu behindern. 
Insbeſondere wird auf die jugendlichen Angehörigen der Minderheit keinerlei Druck aus⸗ 
geübt werden, um ſie ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit zu entfremden. 

2. Die Angehörigen der Minderheit haben das Recht auf freien Gebrauch 
ihrer Sprache in Wort und Schrift ſowohl in ihren perfönlichen und wirkſchaftlichen 
Beziehungen wie in der Preſſe und in öffentlichen Verſammlungen. Den Angehörigen der 
Minderheit werden aus der Pflege ihrer Mutterſprache und der Bräuche ihres Volkstums 
ſowohl im öffentlichen wie im privaten Leben keine Nachteile erwachſen. 

3. Das Recht der Angehörigen der Minderheit, ſich zu Vereinigungen, auch 
zu ſolchen kultureller und wirtſchaftlicher Art, zuſammenzuſchließen, wird gewährleiſtet. 

4. Die Minderheit darf Schulen in ihrer Mutterſprache erhalten und 
errichten. Auf kirchlichem Gebiet wird den Angehörigen der Minderheit die 
Pflege ihres religiöfen Lebens in ihrer Mutterſprache und die kirchliche Organiſierung 
gewährt. In die beſtehenden Beziehungen auf dem Gebiet des Bekenntniſſes und der 
caritativen Betätigung wird nicht eingegriffen werden. , 5 , 

5. Die Angehörigen der Minderheit dürfen wegen ihre r Zuge hö rigkeit 
zur Minderheit in der Wahl oder bei der Ausübung eines Be⸗ 
rufes oder einer wirtſchaftlichen Tätigkeit nicht behindert oder 
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benachteiligt werden. Sie genießen auf wirtſchaftlichem Gebiet die gleichen Rechte wie die 
Angehörigen des Staatsvolkes, insbeſondere hinſichtlich des Beſitzes oder Erwerbs 
von Örundftüden. 

Die vorſtehenden Grundſätze ſollen in keiner Weiſe die Pflicht der Angehörigen der 
Minderheit zur uneingeſchränkten Loyalität gegenüber dem Staat, dem ſie 
angehören, berühren. Sie ſind in dem Beſtreben feſtgeſetzt worden, der Minderheit 
gerechte Daſeinsverhältniſſe und ein harmoniſches Zuſammenleben mit dem Staatsvolk 
zu gewährleiſten, was zur fortſchreitenden Feſtigung des freundnachbarlichen Verhältniſſes 
zwiſchen Deutſchland und Polen beitragen wird.“ 

Soweit der Wortlaut der Erklärung! Es verlohnt nicht, ſich über die Bedeutung dieſer 
Erklärung in Erörterungen zu ergehen, die notwendigerweiſe theoretiſcher Natur bleiben 
müſſen, ſolange die Erklärung noch nicht auf ihre Wirkung und Durchführbarkeit hin 
praktiſch erprobt worden iſt. Nur einige grundlegende Punkte ſeien erwähnt: 1. Bei der 
Erklärung handelt es fih nicht um ein internationales Abkommen, das 
der Ratifizierung bedarf. 2. Durch den Paſſus der Erklärung, daß die Zugehörig⸗ 
keit zur „Minderheit“ nicht in Frage geſtellt und das Bekenntnis zur „Minderheit“ nicht 
behindert werden ſoll, iſt der Grundſatz der freien perſönlichen Willens⸗ 
enfſcheidung in der Frage der Volkszugehörigkeit (im Gegenſatz zu 
dem in Polen, vor allem in Oſtoberſchleſien vielfach herrſchenden Brauch) als maßgebend 
anerkannt worden. 3. Die in der Präambel der Erklärung betonte Lleberzeugung, „daß 
in jedem der beiden Länder das Wohlergehen der Minderheit um ſo ſicherer gewährleiſtet 
werden kann, wenn die Gewißheit beſteht, daß in dem anderen Land nach den gleichen 
Grundſätzen verfahren wird“, ſcheint darauf hinzudeuten, daß die beiden Regierungen in 
der Behandlung der beiderſeitigen Volksgruppen den Grundſatz der Gegen⸗ 
ſeitigkeit anzuwenden gedenken. 4. Stärker als in dem Polen auferlegten Minder- 
heitenſchutzvertrag von 1919 und auch ſtärker als in der polniſchen Verfaſſung ift in der 
Erklärung das Recht der Volksgruppen auf Sicherung ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz, auf unbehinderte Berufsausübung und auf Gleichberech⸗ 
tigung hinſichtlich des Beſitzes und Erwerbes von Grundſtücken hervorgehoben worden. 
Auf die Bedeutung dieſes Punktes hat auch der Führer und Reichskanzler in ſeinen Aus⸗ 
führungen, die er am 5. November an die Vertreter des polniſchen Volksſplitters in 
Deutſchland gerichtet hat, noch einmal ausdrücklich verwieſen: „Ich ſtelle feſt, daß der 
Wille der Reichsregierung jedem Reichsbürger Brot und Arbeit zu verſchaffen, auch gegen⸗ 
über den Angehörigen der polniſchen Volksgruppe beſteht und durchgeführt ift. 
In der Zeit großer Arbeitsloſigkeit und großer Entbehrungen, denen Angehörige der 
deutſchen Volksgruppen in Europa noch vielfach ausgeſetzt ſind, nimmt die polniſche 
Volksgruppe an dem wirtſchaftlichen Aufſtieg des Reiches in vollem Umfange 
teil. . . . Der Schutz der deutſchen Volksgruppe in Polen, vor 
allem in ihrem Recht auf Arbeit und Verbleib auf ihrer ange⸗ 
ſtammten Scholle wird auch zur Sicherung der polniſchen Volks- 
gruppe in Deutſchland beitragen.“ 


In den Kommentaren, mit denen die polniſche Preſſe die Erklärung verſehen 
hat, läßt ſich trotz mancher gegenſätzlicher Auffaſſungen in einem Punkte eine auffallende 
Ulebereinſtimmung feſtſtellen: Es wird in dieſer Preſſe nämlich immer wieder darauf 
verwieſen, daß die in der Erklärung aufgeſtellten Grundſätze für Polen eigentlich nichts 
Neues bedeuten, da ſie ſich weitgehend mit den bereits in der Verfaſſung verankerten und 
(ſo wird behauptet) ſtets befolgten Grundſätzen bezüglich der Behandlung der Volks⸗ 
gruppen decken, daß es alſo lediglich Deutſchland ſei, das ſein Verhalten gegenüber den 
in ſeinen Grenzen lebenden Polen nunmehr den proklamierten Grundſätzen anpaſſen 
müſſe. Die „Gazeta Polſka“ hat dieſe Auffaſſung durch die ſachlich unrichtige Bemer⸗ 
kung zum Ausdruck gebracht, daß es jetzt zum erſten Male der Fall ſei, daß den Polen 
in Deutſchland „dieſelben Rechte und Bedingungen kultureller und wirtſchaftlicher Ent⸗ 
wicklung geſichert“ worden ſeien, wie ſie (angeblich) die Deutſchen in Polen beſitzen. Die 
„Polſka Zachodnia“ hat die Erklärung kurzerhand als „für Polen überflüſſig“ bezeichnet 
mit der Bemerkung, es fei ja bekannt, daß es den Deutſchen in Polen „tauſendmal 
beſſer“ als den Polen in Deutſchland ergehe, und der Verſicherung, daß die polniſche 
Oeffentlichkeit eine Wiederherſtellung der „Privilegien, deren fich die Deutſchen unter dem 
Genfer Abkommen erfreuten“, nicht zulaſſen werde. Der „Kurjer Poznanſki“ hat feine 
von beweglichen Klagen über die wirkſchaftliche Macht des Deutſchtums in Polen erfüllte 
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Betrachtung mit der phariſäerhaften Behauptung geſchloſſen, daß die in der Erklärung 
enthaltenen Grundſätze „in der Praxis nur die Polen im Reiche betreffen“, da dieſe Grund⸗ 
ſätze auf die Deutſchen in Polen ja „ſchon längſt angewandt“ würden. In derſelben 
Weiſe, die das Beſtreben, von vornherein jeder durch die Erklärung 
feſtgelegten Verpflichtung auszuweichen, erkennen läßt, haben ſich 
mehr oder weniger deutlich auch andere, politiſch einflußreiche Blätter, wie der 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny“, die „Polonia“ uſw. geäußert. 

Der deutſchen Beffentlichkeit erwächſt aus der Erklärung 
vom 5. November die Pflicht, ihre Aufmerkſamkeit in weit 
ſtärkerem Maße, als es bisher geſchehem ift, allen Ereigniffen 
zuzuwenden, die die deutſche Volksgruppe in Polen betreffen. 


Bevölkerungsentwicklung im Oſten 


Vor kurzem erſchien im Volk und Reich Verlag ein umfangreiches Werk über „Die Bevle- 
rungsentwicklung im preußifchen Often in den letzten hundert Jahren“ von Heinz Rogmann. 


(Siehe Buchbeſprechung.) Einige der wichtigſten Tatſachen und Erkenntniſſe dieſer Arbeit ſollen 


im folgenden in gedrängter Kürze wiedergegeben werden. Unter „preußiſchem Oſten“ werden in 

dieſer Arbeit für die Vorkriegszeit die Provinzen Oſtpreußen, Weſtreußen. Poſen und Schleſien, 
ſowie die pommerschen Regierungsbezirke Köslin und Stettin und der brandenburgiſche Regie- 
rungsbezirk Frankfurt (Oder), für die Nachkriegszeit dieſelden Gebiete, ſoweit fie beim Reiche 
verblieben ſind, verſtanden. 

Die abſolute Bevölkerung: Bis zur Reichsgründung im Jahre 1870 
nahm die Bevölkerung des preußiſchen Oſtens im ganzen ſtärker zu als in Preußen und 
im Reich. Schon in den 40 er Jahren des 19. Jahrhunderts aber ließ ſich eine allmähliche 
Verlangſamung der Bevölkerungszunahme im preußiſchen Oſten feſtſtellen. Nach 1870 
blieb der preußiſche Oſten hinſichtlich des Tempos feiner Bepölkerungszunahme in zus 
nehmendem Maße hinter Preußen und dem Reiche zurück. Der Anteil des 
preußiſchen Oſtens an der Geſamtbevölkerung Preußens und 
des Reiches betrug im Jahre 18341 54,0 bzw. 23,5 v. H., im Jahre 1875 42,6 
bzw. 25,7 b. H. und im Jahre 1910 nur noch 34,4 bzw. 21,3 v. H. Innerhalb des 
preußiſchen Oſtens war die Entwicklung in den einzelnen Regierungsbezirken ſehr unter⸗ 
ſchiedlich. Während die Einwohnerzahl des Regierungsbezirks Oppeln von 1834 bis 
1910 auf etwa das Dreifache ſtieg, hatte der Regierungsbezirk Liegnitz im gleichen 
Zeitraum eine Bevölkerungszunahme von nur knapp 50 b. H. zu verzeichnen. In abs 
foluten Zahlen betrug die Einwohnerzahl des preußiſchen Oſtens im Jahre 1834 
7,24 Millionen, im Jahre 1871 10,69 Millionen und im Jahre 1910 13,82 Millionen. 
Durch die Verſailler Gebietsverluſte gingen dem preußiſchen Oſten hiervon 4,38 Millionen 
Menſchen, d. h. 34,7 v. H. ſeines 1910 vorhandenen Bevölkerungsbeſtandes verloren. 

Die Bevölkerungsdichte: Hinſichtlich der Bevölkerungsdichte bleibt der preußiſche 
Oſten hinter derjenigen Preußens und des Reiches zurück. Eine 
Ausnahme hiervon bilden nur die Regierungsbezirke Dppeln und Breslau. Setzt 
man die Bevölkerungsdichte Preußens im Jahre 1933 gleich 100, ſo betrug die Bevölke⸗ 
rungsdichte in den Regierungsbezirken Dppeln 143, Breslau 144, Weſtpreußen 70, 
Liegnitz 68, Stettin 60, Königsberg 53, Frankfurt (Oder) 50, Gumbinnen 43, Köslin 36, 
Allenſtein 35 und Schneidemühl 32. Auf den Dudratfilometer entfielen im 
Jahre 1933 in den Regierungsbezirken Oppeln 153, Breslau 154, Weſtpreußen 95, 
Liegnitz 92, Stettin (ohne den früheren Regierungsbezirk Stralſund) 81, Königsberg 73, 
Frankfurt (Oder) 68, Gumbinnen 58, Köslin 49, Allenſtein 48 und Schneidemühl 44 
Bewohner; die Bevölkerungedichte Preußens betrug im gleichen Jahre 136, diejenige des 
Reiches 139. In einem großen Teil der Landkreiſe des preußiſchen Oſtens ging 
die Bevölkerungsdichte im Laufe der letzten Jahrzehnte zurück, 
fo in den oſtpreußiſchen Kreiſen Gerdauen, Mohrungen, Pr.⸗Eylau, Pr.⸗Holland, Dar⸗ 
kehmen, Inſterburg, Niederung, Pillkallen, Stallupönen, Elbing und Stuhm, in dem 
pommerſchen Grenzkreiſe Stolp, in den grenzmärkiſchen Kreiſen Bomſt, Slatow und 
Schwerin a. W., in den niederſchleſiſchen Kreiſen Frankenſtein, Habelſchwerdt, Militſch, 
Münſterberg, Namslau, Bolkenhayn, Jauer und Liegnitz. . $ 

Die Bevölkerung in Stadt und Land: Im Jahre 1834 betrug die Land bevölkerung 
im preußiſchen Oſten 77 v. H., im preußiſchen Staat 73 v. H. der Geſamtbevölkerung. 
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Der Unterſchied in der Verteilung der Bevölkerung auf Stadt und Land war damals alſo 
noch nicht bedeutſam. Bis zum Jahre 1940 verringerte fich der Anteil der Landbevölke⸗ 
rung im preußiſchen Oſten auf 64 v. H., im preußiſchen Staat auf 53 v. H. Das 
Te m po der Verſtädterung blieb alſo im preußiſchen Dften 
binter dem Tempo im preußiſchen Staate zurück. In der Zeit von 
1910 bis 1933 dagegen fritt die Verſtädterung im preußiſchen Oſten etwas ſchneller vor 
als in Preußen und im Reich. Im Jahre 1933 überſtieg die Stadtbevölkerung erſtmalig 
die Landbevölkerung des geſamten preußiſchen Oſtens; im Reich war das bereits 1895 der 
Fall. Mehr als die Hälfte der Geſamtbevölkerung wohnten im Jahre 1933 in 
Städten in den Regierungsbezirken Breslau (61 v. H.), Stettin (58 v. H.), Oppeln 
(57 v. H.), Weſtpreußen (56 v. H.), Königsberg (52 v. H.) und Frankfurt (Oder) 
(51 v. H.): weniger als die Hälfte wohnten in den Städten in den Regierungsbezirken 
Liegnitz (46 v. H.), Schneidemähl (41 v. H.), Köslin (38 v. H.), Gumbinnen (33 v. H.) 
und Allenſtein (31 v. H.). In den Städten des preußiſchen Oſtens wohnten 1834 
1,69 Millionen und auf dem Lande 5,55 Millionen Menſchen, im Jahre 1871 2,76 
bzw. 7,92 Millionen und im Jahre 1910 4,96 bzw. 8,86 Millionen. Ende der 70er 
und Anfang der 80er Jahre bahnte ſich in einer Reihe von Regierungsbezirken des 
preußiſchen Oſtens ein fortdauernder abſoluter Rückgang der Land⸗ 
bevölkerung an, und zwar in den Regierungsbezirken Königsberg, Gumbinnen, 
Stettin, Köslin, Frankfurt (Oder), Breslau und Liegnitz. Später ſchloß fih auch noch 
der Regierungsbezirk Marienwerder dieſer Gruppe mit atenda Landbevölkerung an. 


Die Altersgliederung: Der Altersaufbau der Bevölkerung des preußiſchen Oſtens 
weiſt verhältnismäßig mehr Kinder und Jugendliche ſowie mehr Aeltere und Alte, 
dagegen erheblich weniger Angehörige der mittleren Altersklaſſen auf als Preußen und das 
Reich. Der Altersaufbau des preußiſchen Oſtens iſt alſo ungünſtig. Der Anteil 
der beruflich und biologiſch produktiven Altersklaſſen tritt 
parag, die Anteile der noch nicht und nicht mehr produktiven 

[tersklaſſen fallen mehr ins Gewicht, als es dem Geſamtdurchſchnitt des 
Staates und Reiches entſpricht. Das bedeutet, daß die produktiven Altersklaſſen des 
preußiſchen Oſtens mit den Koſten der Aufzucht der noch nicht und der Unterhaltung der 
nicht mehr produktionsfähigen Altersklaſſen durchſchnittlich ſtärker belaſtet ſind als im 
Reich und in Preußen. 

Die natürliche Bevölkerungsbewegung: Mit Ausnahme der Regierungsbezirke Frank⸗ 
furt (Dder) und Liegnitz war die Geburten bewegung im preußiſchen 
Oſten ſtets günſtiger als im Reich und in Dane Der Geburten⸗ 
rückgang feßte im preußiſchen Oſten ſpäter und langſamer ein als in den übrigen Teilen 
des Reiches. Günſtig wirkten auf die Geburtenbewegung des preußiſchen Oſtens die 
agrariſche Wirtſchaftsſtruktur, die Geburtenfreudigkeit der oberſchleſiſchen Bergarbeiter⸗ 
bevölkerung, der geringere Grad der Verſtädterung und andere Faktoren ein. Bemerkens⸗ 
wert find die Unterſchiede der Geburtenhäufigkeit hinſichtlich der konfeſſionellen 
Zugehörigkeit: Auf 100 Eheſchließungen im Heike 1920 bis 1926 entfielen z. B. in 
Oſtpreußen auf die evangeliſchen Ehen 226, auf die katholiſchen Ehen 375 Geburten, in 
Pommern auf die evangeliſchen Ehen 223, auf die katholiſchen Ehen 508 Geburten. Die 
Sterbebewegung des preußiſchen Oſtens war ſtets allgemein erheblich 
ungünſtiger als im Reichs⸗ und Staatsdurchſchnitt. In dieſem Sinne wirkte auch 
der durch die Fortwanderungsbewegung verurſachte ungünſtige Altersaufbau 
und die vielfach ſozial verhältnismäßig ungünſtige Lage der Bevölkerung. 
des preußiſchen Oſtens. Die Wohnungsverhältniſſe waren früher und find auch noch 
heute ſchlechter als im Durchſchnitt von Staat und Reich. Das Geſundheitsweſen, d. h. 
die Ausſtattung mit Aerzten, Apothekern, Hebammen, Krankenpflegeperſonen uſw. ſtand 
und ſteht noch heute im preußiſchen Oſten im allgemeinen nicht auf derſelben Höhe wie 
im Durchſchnitt des Reiches und Preußens. Die Säuglingsſterblichkeit war 
im Oſten ſtets höher als im Reichs⸗ und Staatsdurchſchnitt; beſonders hoch war und iſt 
ſie in den Regierungsbezirken Breslau, Oppeln und Allenſtein, beſonders gering im 
Regierungsbezirk Köslin. Der Geburtenüberſchuß des preußiſchen Oſtens war 
und ift insgeſamt höher als im Reihs- und Staatsdurchſchnitt. 
Im Jahre 1932, dem letzten Jahre vor der Machtergreifung, betrug er 10,8 auf das 
Tauſend der Bevölkerung in den Regierungsbezirken Oppeln und Allenſtein; unter 
dem preußiſchen Durchſchnitt (4,5 a. T.) lag er in dem genannten Jahre in den Regies 
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a Frankfurt a. O. (2,3 a. T.), Liegnitz (3,3 a. T.) und Breslau 
4,3 a. T.). 

Die Wanderungsbewegung: Der preußiſche Oſten verlor von 1840 bis 1933 
durch Fortwanderung rund 4,5 Millionen Menſchen. Hiervon wanderten 
1,125 Millionen ins Ausland, vor allem nach Amerika aus. An der Aus wanderungs⸗ 
bewegung, die ſich im Laufe des 19. Jahrhunderts von Südweſtdeutſchland wellenförmig 
allmählich nach Nordoſten ausdehnte, waren vor allem die Provinzen Pommern, Weft- 
preußen, Poſen und nach dem Kriege die Grenzmark Poſen-Weſtpreußen beteiligt, 
weniger die Provinz Schleſien. Die Aus wanderung war, vor allem im 19. Jahrhundert, 
eine ausgeſprochen agrariſche, zu dem Zweck, in Uleberſee Land zu erwerben. Die 
Ab wanderung, d. h. die Fortwanderung aus dem preußiſchen Oſten in andere Teile des 
Reiches, dagegen war in erſter Linie auf die induſtriellen Arbeitsplätze Mittel- und 
Weſtdeutſchlands gerichtet. Im Jahre 1907 wurden außerhalb des preußiſchen Oſtens 
(d. h. außerhalb der Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Poſen, Pommern und Schleſien) 
2 328 000 im preußiſchen Oſten geborene Perſonen gezählt, nämlich 489 000 Oſtpreußen, 
315 000 Weſtpreußen, 474 000 Poſener, 663 000 Schleſier und 387000 Pommern. 
Von 1925 bis 1933 hatten von den Landkreiſen in Oſtpreußen lediglich die Kreiſe 
Königsberg und Marienburg einen Wanderungsgewinn zu verzeichnen, im Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt (Oder) nur die Kreiſe Cottbus⸗Land und Spremberg und in Schleſten 
nur der Kreis Wohlau. Von den insgeſamt 176 Kreiſen des preußiſchen Oſtens hatten in 
den letzten acht Jahren vor der Machtergreifung nur 5 Land- und außerdem 
27 Stadtkreiſe eine aktive Wanderungsbilanz zu verzeichnen. Von 
den Wanderungsverluſten des preußiſchen Oſtens wurde das Land in viel ſtärkerem Maße 
betroffen als die Stadt. Die völlig oder vorwiegend agrariſchen Kreiſe hatten höhere 
Wanderungsverluſte als die agrariſch⸗induſtriell gemiſchten, während die induſtriellen, faft 
durchweg ſtädtiſchen Kreiſe Zuwanderungsgebiete waren. In vielen Landkreiſen 
des preußiſchen Oſtens waren die Wanderungsverluſte höher 
als die Geburtenüberſchüſſe, ſo daß eine tatſächliche Abnahme 
des Bevölkerungsſtandes eintrat. Das war im Zeitraum 1925 bis 1933 
in 47 Kreiſen des preußiſchen Oſtens der Fall! 

Schlußfolgerungen: Die ungünſtige Bevölkerungsentwicklung des preußiſchen Oſtens iſt 
keine Folge natürlicher Faktoren, ſondern vor allem ein Ergebnis der Wande⸗ 

rungs bewegung. Sie ift alfo erft in zweiter Linie ein biologiſches, in erſter Linie 
jedoch ein wirtſchaftliches und ſoziales Problem. „Die Einführung der 
oſtdeutſchen Volkskraft in das weſtliche Induſtrieſyſtem war das politiſche Bevölkerungs⸗ 
geſetz des Bismarckſchen Reiches, das im Diktat von Verſailles feine letzte und entſcheidende 
Niederlage erfuhr“. Der preußiſche Oſten ift in feiner gegenwärtigen Sozial- und 
Wirtſchaftsſtruktur nicht in der Lage, ſeinem Geburtenüberſchuß den notwendigen 
Nahrungsſpielraum zu geben. Auch bei bloß landwirtſchaftlicher Siedlung bleibt 
feine Aufnahmefähigkeit beſchränkt. „Siedlung (einſchließlich Seßhaftmachung der Land: 
arbeiter) und Induſtrialiſierung ſind die entſcheidenden Mittel, um die Oſtweſtwande⸗ 
rung abzuſtoppen und eine günſtigere Bevölkerungsentwicklung des Oſtens zukünftig zu 
ermöglichen... Bei der Induſtrialiſterung des Oſtens kommt es darauf an, zu verhindern, 
daß aus einem erſtrangigen Bevölkerungsüberſchußgebiet (das der preußiſche Oſten auch 
heute noch darſtellt), durch abſinkende Geburten, die meiſt die Folge der Induſtrie find, ein 
Gebiet nachlaſſender natürlicher Volkskraft wird. Die Errichtung vonkleinen 
gewerblichen und induſtriellen Arbeitsſtätten und ihre lockere 
Verteilung über den ganzen Raum, ſo daß der Induſtriearbeiter mit dem 
Boden verbunden bleibt, find geeignet, einer ſolchen Entwicklung entgegenzuwirken. 
Das bevölkerungspolitiſche Schickſal des deutſchen Reichs⸗ 
volkes entſcheidet ſich im Oſten, weil die Reichsgrenzen nur 
dort dem zunehmenden biologiſchen Druck fremder Völker aus: 
geſetztſind.“ Seit 1934 ift das Deutſche Reich ein Gebiet eines erheblichen Geburten⸗ 
anſtieges. Auch im preußiſchen Oſten hat ſich die Geburtenbewegung wieder beträchtlich 
gebeffert. Die wirtſchaftlichen und fozialen Verhältniſſe dort ſo zu geſtalten, daß nicht 
nur der anfallende Geburtenüberſchuß dem Often erhalten, ſondern auch der aktivſte Teil 
der jungen Mannſchaft der Nation aus anderen Teilen des Reiches im Oſten Brot und 
Arbeit und entſprechende Lebensbedingungen findet, iſt die größte bevölkerungs⸗ und volks⸗ 
politiſche Aufgabe, vor die der Nationalſozialismus geſtellt iſt, — eine Aufgabe von nicht 
nur geſamtdeutſcher, ſondern von europäiſcher Bedeutung. 
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Politiſche Schundliteratur in Polen 


Vor kurzem erſchien in dem Warſchauer Verlag „Nasza kſiegarnia“ unter dem Titel 
„Deutſches Heim“ ein 423 Seiten ſtarker Roman, für den eine gewiſſe Helena 
Boguſzewſka und ein gewiſſer Jerzy Kornadi gemeinſam als Verfaſſer 
zeichnen. Der Roman gehört zur ausgeſprochenen politiſchen Schundliteratur. Wenn 
dieſem Buch als einem polniſchen „Beitrag“ zu der ſehr weitläufigen Frage der deutſch⸗ 
polniſchen Annäherung hier ein wenig Aufmerkſamkeit geſchenkt werden ſoll, ſo nicht 
deshalb, weil derartige halb pornographiſche, halb antideutſche Neuerſcheinungen etwa zu den 
Seltenheiten des polniſchen Büchermarktes gehören, ſondern weil dieſer Roman in der für 
das Buchbeſprechungsweſen maßgebenden polniſchen Preſſe eindringlich empfohlen, z. B. 
im „Kurjer Warſzawſki“ am 34. August d. J. von dem bekannten polniſchen Schriftſteller 
Grzymala⸗Siedlecki geradezu als „eine politiſche Tat erſten Ranges“ bezeichnet 
und damit als richtunggebend für die politiſche Willensbildung 
der polniſchen Oeffentlichkeit im Verhältnis zu Deutſchlans 


anerkannt worden iſt. 


Die Handlung des Romans ſpielt im Jahre 1936 in einer „Darniow“ (d. i. Thorn) 
genannten Stadt Pommerellens, in der unter ungefähr 15 000 Polen 49 deutſche Familien 
leben. Ulm die nicht abreißende Kette von Schandtaten, die die jüngeren und älteren 
Angehörigen dieſer deutſchen Perſonengruppe begehen, dreht es ſich in dieſem Roman. 
Die beiden Verfaſſer haben an den Geſtalten dieſer Deutſchen nichts, aber auch gar nichts 
Gutes gelaſſen. Sie werden mit offenſichtlicher Genugtuung als körperlich miß⸗ 
geſtaltet und mit geradezu perverſer Freude als moraliſch minderwertig, 
ſittlich verdorben, gefühlsroh, niederträchtig, brutal uſw. ge⸗ 
ſchildert. Es iſt am einfachſten, einige dieſer der Phantaſie des Schriftſtellerpaares ent⸗ 
ſprungenen und als „Deutſche“ deklarierten Geſtalten Revue paffieren zu laſſen. 


Der Kaufmann Ganzmann wird als dick, der Arzt Dr. Wieſe als dick und ſchwer 
und der alte Wenzel als dick und taub beſchrieben; von dieſem heißt es, er ſehe von 
nahem „wie ein großer Ochſe aus“. Von Frieda Wenzel heißt es zu ihrer 
Charakteriſtik: ſie „ſchluckt laut ihre Spucke herunter“; und vom Rechts⸗ 
anwalt Wagner wird geſagt, er habe ein häßliches Geſicht. Die in dem Penfionat 
der Witwe SMancia Krueger untergebrachten 12: bis 16jährigen deutſchen Schüler fingen 
unter Anführung des 18jährigen Pehnaners Otto Trzpil patriotiſche deutſche Lieder, fie 
„ſchmücken heimlich deuffche Kriegergräber“, unternehmen gemeinſame Wandermärſche 
und gründen ſchließlich, hinter dem Rücken ihrer ahnungsloſen polniſchen Penfionsmufter, 
ein „Deutſches Heim“. In einer regneriſchen Nacht ſtecken zwei von ihnen das Haus der 
Loge „Ludwig zur Harmonie der Seelen“ in Brand; fie werden dabei ertappt. 
Einen von ihnen, namens Molenda, läßt die Polizei wieder frei; er macht ſich dann auf 
dem Wege vom Polizeirevier nach Hauſe noch nachträglich vor Angſt faſt in die 
Hoſen. Der andere, der Primaner Trzpil, aber kommt ins Gefängnis, und die von der 
Ulntat ihrer geheimbündleriſchen Zöglinge erſchütterte Penſionsmutter nimmt ſich das 
Leben. Der Großbauer Reingold Wenzel iſt ein Halsabſchneider, der an leicht⸗ 

läubige Polen Gelder ausleiht, um ihnen ſpäter ihren Beſitz abzujagen. Der Inſpektor 
Marchwiß fährt häufig nach Danzig, um von dort neue geheime Nachrichten 
und Anweiſungen aus eutſchland zu holen. Der Lehrling Flick 
erdroſſelt ſeinen polniſchen Meiſter. Der Lehrling Meppen ſchlägt demalten 
Sandauer, ſeinem deutſchen Meiſter, von dem er nach Strich und Faden gezwiebelt 
wird, mit der Art den Schädel entzwei. Der Primaner Trzpil, der ſich 
früher als Pole fühlte und vor der evangeliſchen Kirche, in die feine 
Mutter ging, ausſpie, iſt, ſeitdem im Reiche Hitler an die Macht gekommen iſt, vom 
Deutſchtum und vom Nationalſozialismus beſeſſen. Früher, wenn er durchs 
Shlüffellod feiner Mutter beim Baden zuſah, ſchüttelte es ihn und 
er war entſchloſſen, Pfarrer zu werden; als aber Hitler den Deutſchen Kinder in die Welt 
zu ſetzen befiehlt, knüpft der Primaner ein Verhältnis mit der minder⸗ 
jährigen Frieda an, der Tochter des deutſchen Bauern Reingold Wenzel, und. 
hier ergeht fih das polniſche Schriftſtellerpaar in der breiten Ausmalung übelſter Szenen, 
bei deren Lektüre man ſich an einen Ausſpruch von Jean Paul erinnert fühlt, der da 
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heißt: „Ein Künſtler verrät ſich nirgends mehr, als durch feinen Helden, den er unwiſſent⸗ 
lich mit den geheimen Gebrechen ſeines Innern befleckt.“ 

Damit nicht genug: Die Witwe Sandauer, deren Mann, wie erwähnt, von ſeinem 
deutſchen 1 mit der Axt erſchlagen wurde, zündet auf Anraten des 
Rechtsanwalts Wagner ihr Haus an, um die Verſicherungs⸗ 
fumme von 15 000 Zloty zu erſchwindeln. Der Gründer der Loge, Ludwig 
von Furtke, „ertrug nur männliche Geſellſchaft ſowohl am Tiſch, 
wie auch im Bett“. Der Bäckermeiſter Hans Zientara nimmt von feinen beiden 
Lehrlingen Geld, obwohl das verboten iſt; in ſeiner Werkſtatt gibt es weder eine Apotheke 
noch einen Umkleideraum, und die Lehrlinge, die in dreckigen Hemden 
herumlaufen und keinen Urlaub von ihrem Meiſter erhalten, find im Winter 
in einem Zimmer ohne Ofen untergebracht, fo daß ſchließlich die Polizei 
aus ſanitären Gründen einſchreiten muß. Aus Wut darüber verprügelt der 
Bäcker ſein Weib Herzeleide, die als die Tochter eines ehemaligen deutſchen 
Gefängnisbeamten aus Bromberg vorgeſtellt wird. Der Rechtsanwalt Wagner ver⸗ 
rät ſeine jungen Volksgenoſſen, um feine eigene illegale Arbeit zu tarnen 
und ſich ſelbſt vor Strafe zu ſchützen, an die polniſchen Behörden. Der 
Profeſſor Krueger heiratet eine Schweſter des polniſchen Staroſten, die nicht deutſch 
ſprechende Mancia, nur, um für feine politiſche und natürlich ſtaats gefährliche 
Arbeit die notwendige Rückendeckung zu haben; er betrügt ſeine Frau mit 
anderen Frauen, ſo mit Liſelotte Trzpil, der Mutter des mehrfach genannten Primaners, 
der in dem Profeſſor ſeinen Vater vermutet. Oberſt Konrad von Furtke, ein Verwandter 
des homoſexuellen Logengründers, unterſtützt die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Poſen 
und Pommerellen und will ein geheimes Arbeitslager mit Schießübungen 
und dergleichen durchführen, wird hieran durch die Wachſamkeit der polniſchen Polizei 
aber gehindert. 

Das iſt nur eine Auswahl der Typen, mit denen die unſaubere Phantaſie des polniſchen 
Schriftſtellerpaares das Deutſchtum und den Nationalſozialismus zu Haake. een ver⸗ 
ſucht hat: Brandſtifter, Sittlichkeitsverbrecher, Denunzianten, Mörder, Menſchenſchinder, 
Betrüger, Renegaten und Staatsfeinde. Aller nur erdenkliche Schmutz wird in dieſem 
Roman auf die deutſche Volksgruppe in Polen gehäuft, und aus dieſer ſchmutzigen 
Perſpektive heraus wird die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
beſudelt und verächtlich gemacht, wird ſelbſt der Name des 
Führers und Reichskanzlers mehrfach (ſo auf Seiten 149, 161, 364 uſw.) 
in der gemeinſten und nicht wiederzugebenden Weiſe mißbraucht. 
Daß ein ſolches, von Haß erfülltes und von ſittlicher Minderwertigkeit gekennzeichnetes 
Machwerk von der polniſchen Oeffentlichkeit nicht bedingungslos abgelehnt wird, daß es 
in literariſch maßgebenden Zeitungen und Zeitſchriften ſogar empfohlen und von den 
polniſchen Buchhandlungen groß herausgeſtellt wird, ift ein Zeichen einer fo 
un eheuerlichen errohung des politiſchen Denkens in Polen, 
daß die deutſche Deffentlichkeit daran nicht achtlos vorbeigehen kann. 


Polnische Erntepolitik 1937/38 


In einem Agrarſtaat wie Polen ift die Ernte in vieler Hinſicht der Ausgangspunkt für 
die weitere Geſtaltung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Es iſt daher ſehr wichtig, welche 
Maßnahmen der Staat zur Sicherung und Verwertung der Ernte ergreift. Der ungünſtige 
diesjährige Ernteausfall, der mit einer gegenüber dem Vorjahre, veränderten Geſamt⸗ 
wirkſchaftslage, insbeſondere mit einer ſich daraus ergebenden neuen Außenhandels⸗ 
ſituation zuſammentrifft, ſtellte die polniſche Regierung bei den für das neue Wirtſchafts⸗ 
jahr zu ergreifenden Maßnahmen vor beſondere Schwierigkeiten. 

In großen Zügen ſieht das Tatſachenbild, dem ſich die ſtaatlichen Maßnahmen anzu⸗ 
paſſen haben, folgendermaßen aus: niedrigere Ernte in den vier Haupt⸗ 
getreidearten, ſchlechter Ertrag in Stroh und Viehfutter, kein Ueberſchuß für 
Getreideausfuhr, Notwendigkeit der Futtermitteleinfuhr. Die verbeſſerte Geſamtwirt⸗ 
ſchaftslage, insbeſondere in der Produktionsmittelſphäre, ergibt andererſeits einen erhöhten 
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Einfuhrbedarf, ſomit einen ſtärkeren Ausfuhrzwang zur Beſchaffung der hierfür not- 
wendigen Deviſen; feit Jahren war der Gefreideerport ein wichtiger Aktivpoſten in der 
polniſchen Außenhandelsbilanz. 

In den vier Hauptgetreidearten war der Ausfall der vorjährigen Ernte folgender: 


Weizen 2,1 Mill. t 
Roggen 6, Mill. t 
Gerſllle 4,5 Mill. t 
Haſ rtr! 2,6 Mill. t 


4 Hauptgetreidearten zuſammen: . . 12,6 Mill. t 


Das diesjährige Ernteergebnis wurde, als ſich die polniſche Regierung über die Richt⸗ 
linien der diesjährigen Ernfepolitif klar werden mußte, um 5 bis 8 v. H. niedriger ange⸗ 
nommen als das vorjäbrige, das fih auch ſchon nur als eine mäßige Mittelernte darſtellte. 
Nach vorläufigen Angaben des Statiſtiſchen Hauptamtes betragen die diesjährigen 
Ernteziffern aber nur: 


Weizen 1,8 Mill. t 
Roggen 5,6 Mill. t 
Gerte 1,3 Mill. t 
Haffeeeerr 2,4 Mill. t 


4 Hauptgetreidearten zuſammen: 17,1 Mill. t 


Das bedeutet alſo einen Minderertrag von über 14 v. H. Ein gewiſſer Ausgleich iſt 
dadurch gegeben, daß die Kartoffelernte überdurchſchnittlich ausgefallen iſt und nach vor⸗ 
läufigen Berechnungen fid) auf rund 32 Mill. t ſtellt. 

Ins Gewicht fällt aber, daß der diesjährige Ernteertrag mehr als 
um die gefamfe Erporfmenge geringer ift als der vorjährige 
Ernteertrag. Denn der Export von Brotgetreide und Mehl, der im Wirtſchaftsjahr 
1936/37 ſchon bis zum Aeußerſten angeſpannt war, betrug etwa 6 bis 7 v. H. des Ernte⸗ 
ertrages. Ein Minderertrag von über 10 v. H. kann alſo nur noch zur Verſorgung des 
Binnenmarktes ausreichen. Der Druck des Angebotes nach der Ernte iſt aber ſo groß, 
daß ein Abfluß auf die Auslandsmärkte nicht ohne erheblichen Preiseinbruch unterbunden 
werden kann. Ein Verbot der Ausfuhr müßte daher wenigſtens mit größeren Inter⸗ 
bentiongfäufen in der Nacherntezeit, die eine auffangende, vorratsbildende, preisftüßende 
Wirkung haben, verbunden ſein. Die Hauptſchwierigkeit iſt aber die, daß Polen nicht über 
genügende finanzielle und techniſche Mittel zur Magazinierung von etwa Mill. t 
Getreide verfügt. Denn die Regierung muß ſchon in Form von Regiſterpfandkrediten, 
die den Bauern vor Zwangsverkäufen nach der Ernte ſchützen ſollen, anſehnliche Mittel 
zur Verfügung ſtellen und einen entſprechenden techniſchen Apparat unterhalten. 

Die Grundlage für die diesjährigen ſtaatlichen Maßnahmen bildet eine Denkſchrift 
des Verbandes der Landwirtſchaftskammern und landwirt⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen, die dem polniſchen Landwirtſchaftsminiſter vor⸗ 
lag und zum Ausgangspunkt der Beratungen des Interminiſteriellen Wirtz 
ſchaftsausſchuſſes gemacht wurde, der die Richtlinien für das mit der Ernte 
beginnende neue Wirtſchaftsjahr feſtzuſetzen hat. Die Denkſchrift fordert die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Exports von Getreide, Malz, Schotengewächſen und Oelfrüchten, und zwar 
mit der Begründung, daß die Preiſe in Polen fonft unter Weltmarktniveau ſinken würden. 
Um ein übermäßiges Nachernteangebot zu verhindern, fordert ſie die ſofortige, in den 
Formalitäten erleichterte Bereitſtellung von Regiſterpfandkrediten und Vorſchußkrediten 
für die Bauern, Betriebskredite für die Mühlen und den Getreidehandel, Pfändungsſchutz 
bezüglich der ſtaatlichen und kommunalen Steuerrückſtände bis zum Spätherbſt, Ein⸗ 
führung von Exportprämien bei der Ausfuhr von Gerſte, Malz, Bohnen, Erbſen und 
Oelfrüchten. Zur Beſeitigung des Futtermittelmangels werden in der Denkſchrift die 
erhöhte Einfuhr von Futtermitteln durch Gewährung größerer Einfuhrfontingente (insbes 
ſondere für Sojaſchrot, Sonnenblumenſamen und Mais) und Eiſenbahntarifermäßigungen 
beim Futtermitteltransport in die beſonders von der Mißernte betroffenen Gebiete verlangt. 

In der Denkſchrift ift ſchon weitgehendſt auf die Wünſche der polniſchen Regierung 
Rückſicht genommen worden. Die Denkſchrift macht ſich vor allem nicht die Forderung 
landwirtſchaftlicher Kreiſe zu eigen, in der Nacherntezeit wieder ſtaatliche Interventions⸗ 
käufe im früheren Umfang vorzunehmen, die im vorigen Jahr nach mehrjähriger 
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Praktizierung eingeftellt worden find. Aufſchlußreich wird es in dieſem Zuſammenhang 
ſein, ſich die Argumente nochmals in Erinnerung zu rufen, die damals von Regierungsſeite 
zur Begründung der Einſtellung der Interventionstätigkeit vorgebracht 
wurden, weil ſie zugleich einen Einblick in die Struktur der polniſchen Getreidewirtſchaft 
gewähren. Es wurde damals auf die Gewöhnung des Marktes an die Interventionskäufe 
der Staatlichen Getreide-Induſtriewerke hingewieſen, die zur Folge hatte, daß die Land- 
wirte und Händler zur Zeit dieſer Käufe ſo beträchtliche Getreidemengen anzubieten 
pflegten, daß die finanziellen und techniſchen Möglichkeiten des Interventionsapparates in 
ein paar Wochen erſchöpft waren und die Einſtellung der Interventionskäufe erfolgen 
mußte. Die Folge war ein Preisſturz, der den Bauern um ſo empfindlicher traf, 
weil der Privat- und Genoſſenſchaftshandel, in feiner Ungewißheit über die Dauer der 
Einſtellung, ungerechtfertigt niedrige Preiſe zahlte. Auch laſteten die durch die Staatlichen 
Getreide⸗Induſtriewerke angehäuften Vorräte auf dem Markt und ſteigerten durch Ver⸗ 
größerung des Riſikomomentes den Preisſturz. Durch die Einſtellung der Interventions⸗ 
käufe wurde auch die ungeſunde Teilung des Handels in den priviligierten (die 
Lieferanten der Getreide⸗Induſtriewerke, durch deren Hände höchſtens ein Viertel des auf 
dem Markt erſcheinenden Getreides ging) und den unpriviligierten beſeitigt. 
Durch die Einſtellung der Interventionskäufe hoffte man zudem den Zufluß privater 
und genoſſenſchaftlicher Kapitalien zum Getreidehandel anzuregen, die allerdings in Polen 
immer zu ſchwach waren, um eine genügende auffangende Wirkung in der kritiſchen Nach⸗ 
erntezeit, in der ein Maſſenangebot plötzlich auf den Markt kommt, zu erzielen. 

Wie ſehen nun die diesjährigen Richtlinien der Erntepolitik aus? 
Die ſchwerſte Frage war zweifellos die des Exports. Soll die Ausfuhr aufrecht⸗ 
erhalten werden, obwohl kaum der Inlandsbedarf gedeckt ift und keine Exportüberſchüſſe 
zur Verfügung ſtehen, oder ſoll ſie eingeſtellt werden, ſo daß dann wieder in größerem 
Umfange Interventionsfäufe erfolgen müßten? Man beſchloß ſchließlich nach langen 
Beratungen, die Ausfuhr aufrechtzuerhalten. In einer von der Regierung inſpirierten 
Stellungnahme dazu heißt es: „Um die polniſche Landwirtſchaft unter den gegenwärtigen 
Bedingungen vor einem ernſten Sturz der Getreidepreiſe in der Nacherntezeit zu bewahren 
— was für die Geſtaltung der geſamten laufenden Wirtſchaftskonjunktur von erſtklaſſiger 
Bedeutung iſt — gibt es keinen anderen Ausweg, als die Ausfuhr 
von Roggen und Weizen ſowie von hochwertigem Roggen- und 
Weizenmehl in angemeſſenen Grenzen zuerlauben. Die Möglichkeit, 
daß die Ausfuhr des Getreides zu dieſer Zeit auf den Weltmärkten zu niedrigeren Preiſen 
erfolgen muß als denjenigen, die möglicherweiſe in den Wintermonaten erzielt werden 
könnten, iſt viel weniger gefährlich, als es die Verluſte ſein würden, die angeſichts der 
fehlenden techniſchen Vorbereitung bei ſtaatlichen Interventionskäufen entſtehen könnten 
— von der Schwierigkeit, die zur Finanzierung notwendigen Kreditmittel aufzutreiben, 
ganz zu ſchweigen.“ 

Die Zuſammenfaſſung und Kontrolle der Ausfuhr ift, wie bisher, durch die Zollrück⸗ 
erſtattungen gewährleiſtet. Die Höhe der Ausfuhr von Roggen, Weizen, Hafer und 
hochprozentigem Weizen⸗ und Roggenmehl wird genau normiert. Die Exportquoten ſollen 
fo feſtgeſetzt werden, daß die Inlandspreiſe nicht unter die Weltmarkt⸗ 
preife abzüglich Transportkoſten ſinken. Die Ausfuhr von Gerſte und 
anderen pflanzlichen Produkten wird nicht reglementiert. ‚Erportprämien ſollen nicht 
wieder eingeführt werden, höchſtens auf Oelſamen und Hülſenfrüchte, falls die Preis⸗ 
entwicklung es erforderlich machen ſollte. Z ur B eh ebung der Futtermittel⸗ 
knappheit und Verbilligung der Futtermittelpreiſe foll die Ausfuhr von Kleie unter⸗ 
bleiben und die Einfuhr von Mais und Sojabohnen forciert werden. Die Ausmahlungs⸗ 
vorſchriften für Brofgetreide follen fo gehalten fein, daß möglichſt viel Kleie auf dem 
Inlandsmarkt zum Angebot kommt. Auch ift eine ſtärkere Belieferung der Landwirtſchaft 
mit Futtermitteln, die aus der Zuckerproduktion herſtammen, wie Melaſſe, Schnitzel und 
Futterzucker, geplant. 

Für die Getreidekredite gelten dieſelben Grundſätze wie im vorigen Jahr. Leit⸗ 
gedanke dabei iſt, eine Verbreiterung der Kreditinanſpruchnahme durch die Kleinbauern zu 
erzielen, die in unzureichendem Maße von den Kreditmöglichkeiten Gebrauch machen. Im 
vorigen Jahre haben z. B. nur 1,2 v. H. der kleinbäuerlichen Betriebe die Regiſterpfand⸗ 
kredite in Anſpruch genommen. Die Formalitäten ſollen vereinfacht werden und die 
Kreditverteilung zeitig beginnen. Man nimmt an, daß die große Preisſpanne, die ſich im 
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verfloſſenen Wirtſchaftsjahr zwiſchen Nacherntepreiſen und Vorerntepreiſen gezeigt hat 
(rund 10 Zl. Preisunterſchied für 100 Kilo Roggen) zur größeren Inanſpruchnahme der 
Kredite anregen wird. Die bisherigen Nachrichten über die Beanſpruchung der Kredite 
ſcheinen dieſe Annahme zu beſtätigen. Da im vorigen Jahr die zur Verfügung geſtellte 
Kreditſumme bei weitem nicht ausgenutzt wurde, ſind wieder die gleichen Kreditbeträge 
ausgeworfen worden: 40 Millionen Zloty für Regiſterpfandkredite und 18 Millionen 
Zloty für Vorſchußkredite. Der Zinsſatz iſt gegenüber dem Vorjahr erhöht und beträgt 
4% v. H. für die Regiſterpfandkredite und 4 v. H. für die Vorſchußkredite. Außerdem 
wird dem Getreidehandel ein 4 iger Kredit zur Verfügung geſtellt. Als Pfand können 
nach wie vor außer Getreide auch andere pflanzliche Ergengniſſe dienen: Hülſenfrüchte, 
Delfamen u. a. m. Entſprechend den Richtlinien find bereits einige Verordnungen des 
polniſchen Miniſterrats ergangen. So wird in einer Verordnung vom 26. Juli die 
Ausfuhr von Weizen, Roggen und Vermahlungsprodukten daraus, von Hafer und von 
Kleie grundſätzlich verboten. Die Genehmigungen werden von Fall zu Fall und unter 
beſonderen Bedingungen erteilt. 

Seit 1931 ift der Getreideexport ein wichtiger Aktivpoſten in 
der polniſchen Außenhandelsbilanz. Um ihn nicht zu verlieren und auch, 
um nicht wieder die erſt im vorigen Jahr abgeblaſenen Interventionskäufe im großen Stil 
aufzunehmen, unternimmt Polen das gewagte Experiment der Ausfuhr, obwohl die 
Vorräte, wie geſagt, beſtenfalls zur Deckung des Inlandsbedarf ausreichen, alſo in der 
Vorerntezeit ſich die Notwendigkeit der Wiedereinfuhr des jetzt zu 
viel ausgeführten Getreides, und dann wohl zu höheren Preiſen, ergeben 
wird. Der Exportzwang iſt allerdings zur Zeit in Polen ſo groß wie ſeit Jahren nicht 
mehr. Die Einfuhr iſt infolge des Wirtſchaftsaufſchwungs (u. a. Aufrüſtung) beträchtlich 
angeſtiegen, obwohl nur der allerdringendſte Einfuhrbedarf befriedigt wird. In den erſten 
neun Monaten des laufenden Jahres betrug die Einfuhr rund 930 Millionen Zloty, 
gegen nur 720 Millionen Zloty im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die polniſche 
Handelsbilanz, in den voraufgegangenen Jahren immer aktiv, weiſt in dieſer Zeit einen 
Paffivfaldo von etwa 65 Millionen Zloty auf. Die mit Frankreich zuſtandegekommenen 
Kreditverträge helfen einſtweilen, die Deviſenſchwierigkeiten zu überbrücken. Die Not: 
wendigkeit der Futtermitteleinfuhr ift bei ſolcher Lage ein unangenehmer Paffivpoften in 
der polniſchen Handelsbilanz. Kommt es zu größeren Viehſchlachtungen und zur Butter⸗ 
verknappung infolge des Faker iel, ſo wird ſich das ſpäter auch in der 
lag er Ae von Butter, Fleiſch und Fleiſchwaren bemerkbar machen. Die An⸗ 
ſpannung der Handels- und Deviſenbilanz könnte aber zu einer ernſten Lage führen, 
wenn ſich in der Vorerntezeit herausſtellen ſollte, daß Polen Brotgetreide einführen muß. 
Das iſt nur die eine Seite. Die andere iſt ein Kaufkraftverluſt des Dorfes, das ſich im 
vorigen Jahr eben erſt dank der beſſeren Preiſe nach den langen Kriſenjahren ein wenig zu 
erholen begann. Einſtweilen iſt freilich eine eingehende Beurteilung noch nicht möglich. 
Erſt wenn Genaueres über die Folgen der ſchlechten Ernte, insbeſondere die Auswirkun⸗ 
gen der Futtermittelknappheit auf Viehhaltung und Aufzucht bekannt ſein werden, wird 
man die Bedeutung der diesjährigen Mißernte für die polniſche Volkswirtſchaft in ihrem 
vollen Umfang erkennen und ſich auch über die Zweckmäßigkeit der Regierungsmaßnahmen 
ein Urteil bilden können. Dr. Triebe. 


Gudetendeuiſchium fordert Autonomie 


An der Behandlung, die der ſudetendeutſchen Frage zuteil werden wird, 
wird es ſich entſcheiden, ob der tſchechiſche Staat eine Exiſtenzberechtigung hat oder nicht. 
Prag hat dieſe Frage durch Gewalt und durch Hunger zu löſen verſucht. Es hat 
Zehntauſende von Deutſchen zum Freitod getrieben, 5 von deutſchen 
Exiſtenzen vernichtet und den volkspolitiſchen Kriegszuſtand über 3% Millionen Deutſche 
verhängt. Es hat weit über % Million Hektar ſudetendeutſchen Bodens enteignet, 
Milliardenwerte deutſchen Vermögens vernichtet und Tauſende deutſcher Schulklaſſen 
geſchloſſen. ; 

Mit dem Erfolg, daß die ſudetendeutſche Frage aufgehört hat, eine innere Ange 
legenheit des tſchechiſchen Staates zu ſein. Will man zu einer tragbaren Ordnung diefer 
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An die Bewohner des Generalgouvernements Warſchau! 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer und ſeine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich und 
Apoſtoliſcher König von Ungarn, getragen von dem feſten Vertrauen auf den endgültigen Sieg 
ihrer Waffen und von dem Wunſche geleitet, die von ihren tapferen Heeren mit ſchweren Opfern 
der ruſſiſchen Herrſchaft entriſſenen polniſchen Gebiete einer glücklichen Zukunft entgegenzuführen, 
ſind dahin übereingekommen, aus dieſen Gebieten einen ſelbſtändigen Staat mit erblicher Monarchie 
und konſtitutioneller Verfaſſung zu bilden. Die genauere Beſtimmung der Grenzen des Königreichs 
Polen bleibt vorbehalten. Das neue Königreich wird im Anſchluß an die verbündeten Mächte die 
Bürgſchaften finden, deren es zur freien Entfaltung feiner Kräfte bedarf. In feiner eigenen Armee 
follen die ruhmvollen Ileberlieferungen der polniſchen Heere früherer Zeit und die Erinnerung an die 
tapferen polniſchen Mitſtreiter in dem großen Kriege der Gegenwart fortleben. Ihre Organiſation, 
Ausbildung und Führung wird in gemeinſamem Einvernehmen geregelt werden. Die verbündeten 
Monarchen geben ſich der zuverſichtlichen Hoffnung hin, daß ſich die Wünſche nach ſtaatlicher 
und nationaler Entwicklung des Königreichs Polen nunmehr unter gebotener Rückſichtnahme auf die 
allgemeinen politiſchen Berhältniſſe Europas und auf die Wohlfahrt und Sicherheit ihrer eigenen 
Länder und Völker erfüllen werden. Die großen weſtlichen Nachbarmächte des Königreichs Polen 
aber werden an ihrer Oſtgrenze einen freien, glücklichen und ſeines nationalen Lebens frohen 
Staat mit Freuden neu erſtehen und aufblühen ſehen. 

Auf Allerhöchſten Befehl Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaifers. 

Warſchau, den 5. November 1916. 


Der Generalgouverneur von Beſeler. 


—— ee nn 


Angelegenheit kommen, dann müſſen drei Tatſachen als grundlegend anerkannt werden: 
1. Die Exiſtenz eines „tſchechoſlowakiſchen Volkes“ ift eine Fiktion, die Tſchecho⸗ 
Slowakei ift ein Nationalitätenſtaat, in dem das tſchechiſche 
Golf eine zahlenmäßige Minderheit bildet. 2. Nicht das Deutſchtum 
ſtellt in den „hiſtoriſchen Ländern“ gegenüber dem Tſchechentum eine Minderheit dar, 
ſondern das Tſchechentum iſt ein zahlenmäßig unterlegener fremd: 
völkiſcher Beſtandteil innerhalb des großen geſamtdeutſchen 
Raumes. 3. Das deutſch⸗tſchechiſche Verhältnis ift nicht nach den Methoden der 
Parteipolitik, ſondern nur als eine von Volk zu Volk zuregelnde Ange⸗ 
legenheit in Ordnung zu bringen. Soll dieſe Ordnung innerhalb der 
beſtehenden ſtaatlichen Grenzen erfolgen, dann iſt die Verwirklichung der Autonomie der 
einzig mögliche Weg. 

Im Bewußtſein ſeiner Verantwortung gegenüber dem deutſchen Volkstum wie gegen⸗ 
über dem tſchechiſchen Staat hat Konrad Henlein am 18. Oktober im Zuſammen⸗ 
hang mit der ſkandalöſen Mißhandlung ſudetendeutſcher Abgeordneter durch Beamte der 
Staatspolizei an den Staakspräſidenten Dr. Beneſchein (von der Prager 
Jenſur unterdrückte) Schreiben gerichtet, in dem es u.a. heißt: „Die praktiſchen 
Forderungen, die ich als verantwortlicher und durch den Wahlausgang von 1935 legi⸗ 
timierter Sprecher des Sudetendeutſchtums aus den geſtrigen Vorkommniſſen, die nur ein 
Glied in einer langen Kette darſtellen, erhebe, lauten: Unverzügliche Inan⸗ 
griffnahme der Verwirklichung der von mir und meiner Partei 
geforderten Autonomie. Ich erinnere Sie, Herr Staatspräſident, daran, daß 
Sie ſeinerzeit im Kampf um die Entwicklungsfreiheit Ihres Volkes die Autonomie der 
Völker in den Ländern der böhmiſchen Krone als eingige Gewähr für die gedeihliche 
Zukunft der Völker erachtet haben. Nur raſche Verwirklichung der geforderten 
Autonomie mit dem praktiſchen Ziel der Selbſtverwaltung der 
Volksintereſſen und der Beſorgung der ſtaatlichen Agenda 
durch Deutſche im deutſchen Gebiet vermag allein eine weitere n Auf 
der innerpolitiſchen Verhältniſſe hintanzuhalten. Der Verſuch der machtmäßigen Auf⸗ 
rechterhalkung eines einfeitigen tſchechiſchen Herrſchaftsverhältniſſes im Nationalitäten⸗ 
ſtaat macht jede gerechte, wirkſame und Eonftruftive Löſung des Nationalitätenproblems 
unmöglich.“ Es ſcheint, daß die maßgebenden Faktoren in Prag ſich im Klaren darüber 
ſind, daß das ſudetendeutſche Verlangen nach Autonomie eine unwiderrufliche Forderung 
und daß die Erfüllung dieſes Verlangens eine unerläßliche Vorausſetzung für die politiſche 
Beruhigung in dieſem Teile Europas darſtellt. N f À N > 

Aber fie ziehen Folgerungen daraus, die notwendigerweiſe zu einer weiteren Ver⸗ 
ſchärfung der innerpolitiſchen Zuſtände und zu einer weiteren Verſchlechterung des deutſch⸗ 
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kſchechiſchen Verhältniſſes beitragen müſſen. Sie operieren in ihrer für das Ausland 
beſtimmten Propaganda weiterhin mit der Theſe von der „humanitären Demokratie“ und 
verſteifen zugleich in ihrer innerpolitiſchen Praxis das Syſtemihrer huſſitiſchen 
Tſchechokratie. Sie reden weiterhin von der „europäiſchen Miſſion“ ihres Staates 
und ſchließen fih zugleich immer enger mit dem bolſchewiſtiſchen Erzfeind 
jeder europäiſchen Ordnung zuſammen. Sie ſtehen unter dem Zwang des 
Geſetzes, nach dem ſie ihren auf einer ganzen Kette geſchichtlicher Lügen, ſtatiſtiſcher 
Fälſchungen und volkspolitiſcher Fiktionen aufgebauten Staat vor 19 Jahren haben 
antreten laſſen, und das von ihnen ſelbſt in einem ihrer Memoires damals auf die 
kürzeſte und klarſte Formel gebracht worden ift: „Die Tſchechen find durch die 
Macht der Tatfahen die Todfeinde der Deutſche n.“ 


Deutſches Schickſal in Polen 


In Grile im Kreiſe Wollſtein wurden am 30. Oktober einige Deutſche, die 
fi) bei dem Gaſtwirt Wilhelm zu einem gemeinfamen Eſſen zuſammengefunden hatten, 
von einer etwa 15 Mann ſtarken polniſchen Bande überfallen. Die Polen drangen, 
nachdem die Polizei die bis dahin ruhig verlaufene Zuſammenkunft verlaſſen hatte, 
mit Meffern, Eifenftangen und Zaunlatten bewaffnet, in das 
Gaſtzimmer ein und begannen dort wild um ſich zu ſchlagen. Dem Gaſtwirt Wilhelm 
wurde durch einen Schlag mit einer Eiſenſtange die Schädeldecke zertrümmert, 
der Maurer Schneider erhielt einen Meſſerſtich in die Lunge. Die beiden 
Deutſchen mußten in ſchwer verletztem Zuſtand in das Wollſteiner Krankenhaus ein⸗ 
geliefert werden. In dem allgemeinen Durcheinander gelang es den polniſchen Banditen, 
die Ladenkaſſe und einige Mäntel zu ſtehlen. 

Vom Czarnikauer Staroſten wurde Anfang November den Ortsgruppen Czar: 
nikau und Filehne der Deutſchen Vereinigung die weitere Betätigung 
unter ſagt. Die Verfügung wurde in beiden Fällen damit begründet, daß fih unter 
den Mitgliedern der Ortsgruppen polniſche Volksangehörige befänden. Bezeichnender⸗ 
weiſe unterließ es der Staroſt, die angeblichen Polen namhaft zu machen. 

Wie alljährlich, ſo hatte auch in dieſem Jahre der Volksbund für deutſche 
Kriegsgräberfürſorge (Sitz Berlin) am Allerheiligentage an den Krieger⸗ 
gräbern auf dem neuen Katholiſchen Friedhof in Bromberg einen Kranz nieder- 
gelegt. Eine der am Kranz befeſtigten Schleifen, auf der eine Widmung und das 
Hakenkreuz aufgedruckt waren, wurde von unbekannten Tätern abgeriſſen 
und entwendet. Ein ähnlicher Fall ereignete fih auf dem katholiſchen Friedhof in 
Schleſiengrube. Dort waren am Grabe des deutſchen Volksgenoſſen Bernhard 
Ring von den Vertretern der deutſchen Volkstumsorganiſationen zahlreiche Kränze 
niedergelegt worden. Die mit deutſchen Auffchriften verſehenen Kranzſchleifen wurden 
auch in dieſem Falle von unbekannten Tätern abgeriſſen und vernichtet. 

Trotz guter Geſchäftslage wurde am 30. Oktober wiederum 9 deutſchen 
Arbeitern der Falvahütte in Schwientochlowitz zum 15. November ge: 
kündigt. Als Kündigungsgrund wurde, wie üblich, „Reorganiſation“ angegeben, die 
praktiſch zumeiſt in nichts anderem beſteht, als darin, daß polniſche Arbeitskräfte an 
die Stelle der entlaſſenen deutſchen Werksangehörigen treten. Bei den Entlaſſenen 
handelt es fih um qualifizierte Facharbeiter, die feit zwanzig Jahren in 
der Falvahütte beſchäftigt waren, und durchweg um Familienväter mit mehreren 
Kindern. Ferner befinden ſich unter den Entlaſſenen vier Arbeiter, die erſt im April d. J. 
auf Grund einer Entſcheidung des inzwiſchen aufgelöſten Minder heitenamtes 
nach vorheriger unrechtmäßiger Entlaſſung wieder hatten eingeſtellt werden müſſen. 
Weiter iſt bemerkenswert, daß ſich unter den Entlaſſenen auch ſolche Arbeiter befinden, 
die im vergangenen und in dieſem Jahre bei den Betriebsratswahlen für die 
deutſche Lifte kandidiert hatten. Unter dieſen Umſtänden liegt der Sinn der „Reor⸗ 
ganiſation“, deren Opfer die 9 deutſchen Arbeiter geworden ſind, klar auf der Hand. 
Alle Entlaſſenen haben Einſpruch erhoben. Die Entlaſſenen wandten ſich an den 
Betriebsrat der Falvahütte um Hilfe. Dieſer jedoch beſchloß mit allen gegen die 
Stimme des deutſchen Mitgliedes, gegen die Entlafjung der deutſchen Arbeiter keinen 
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Einſpruch zu erheben. Dabei erklärte eines der polniſchen Mitglieder, daß die Entlaſſung 
gerechtfertigt ſei, da es den polniſchen Arbeitern in Deutſchland noch ſchlechter als den 
deutſchen in Polen ergehe (?!) und daß ja im übrigen die durch die Entlaſſung 
der deutſchen Arbeiter entſtehende Lücke ſchnell durch die Ein: 
ſtellung „verdienter Leute“ aufgefüllt werden könne! 


Nach den Mitteilungen, die auf einer Tagung der deutſchen Angeſtelltenverbände 
Oſtoberſchleſiens am 7. Nopember in Kattowitz gemacht wurden, find im Jahre 1934 
nicht weniger als 540 Mitglieder der im Geſamtverband Deutſcher Angeſtelltengewerk⸗ 
ſchaften zuſammengeſchloſſenen Verbände wegen „Reorganiſation“ aus ihrer Arbeitsſtelle 
entlaſſen worden. Im Jahre 41935 find es 444, im vergangenen Jahre 148 und im 
laufenden Jahre 102, feit 1934 alfo zuſammen 1 231 geweſen. Zu dieſer Zahl find noch 
die zahlreichen deutſchen Angeſtellten zu rechnen, die nicht in den deutſchen Gewerkſchaften 
organiſiert find, fo. daß die Geſamtzahl der ſeit 1954 entlaffenen 
deutſchen Angeſtellten Oſtoberſchleſiens auf etwa 2000 ge: 
ſchätzt werden muß. Für die Zeit bis 1934 fehlen genauere Zahlen, doch muß man 
auf Grund zuverläſſiger Schätzungen die Zahl der feit 1930 entlaſſenen 
deutſchen Angeſtellten auf 8000 bis 9000 beziffern. Dabei ift zu 
bemerken, daß dieſe Maſſenentlaſſungen keineswegs aus Sparſamkeitsgründen erfolgten. 
Vielmehr ſteht einwandfrei feſt, daß die von den Deutſchen geräumten Stellen regelmäßig 


mit Polen beſetzt, ja daß häufig für einen entlaſſenen Deutſchen zwei Polen neu 
angeſtellt worden ſind. 


Aus Anlaß der Woche des deutſchen Buches war der Danziger Dichter Martin 
Damf vom deutſchen Schul- und Bildungsverein in Lodz eingeladen worden, aus 
feinen Werken zu leſen. Der Lodzer Damß⸗Abend war ein großer Erfolg. Eine ent- 
ſprechende Veranſtaltung in Pabianice wurde von den polniſchen Drtsbehörden 
verboten. 

Der polniſche Kampf gegen die Unierfe Epangeliſche Kirche in 
rr . monde. der rehsmääisng. 
Kirchenpräſident D. Voß von dem Kattowitzer Polizeivizedirektor Kutzner in Anweſen⸗ 
heit des vom Wojewoden Grazynſki zum neuen Leiter der Kirche ernannten Rechtsanwalt 
Dr. Michejda zur Herausgabe aller Akten und Unterlagen der Kirchenverwaltung 
gezwungen. D. Voß erhob gegen dieſen ſtaatlichen Gewaltakt Einſpruch und gab feinen 
Proteſt zu Protokoll. Er erklärte, daß er ſich auch weiterhin als Leiter 
der Unierten Evangeliſchen Kirche betrachte, da er ſein Amt von kirch⸗ 
licher Stelle erhalten habe und eine politiſche Behörde ihn nicht abſetzen könne. D. Voß 
konnte ſich dabei auf das rückhaltloſe Vertrauen aller ſeiner deutſchen Gemeindemitglieder 
und der kirchlichen Organe ſtützen. Das polniſche evangeliſche Sonntagsblatt, der 
„Ewangelik Gornoslaſki“, richtete in dieſem Zuſammenhang Drohungen gegen D. Voß 
und die deutſchen Paſtoren. Es gab zu verſtehen, daß die polniſchen Behörden „Mittel 
zur Verfügung haben, die von der Notwendigkeit, Geſetze zu reſpektieren, auch wenn ſie 
einem nicht 92 0 überzeugen können“. Das Blatt ſchien vergeſſen zu haben, daß das 
Geſetz, dem es durch Gewaltanwendung Reſpekt verſchafft wiſſen möchte, unter Ber: 
faffungebrud durchgepeitſcht worden iſt. 

Der verantwortliche Schriftleiter des „Oberſchleſiſchen Kurier“, Joſef Jen— 
dralſki, wurde am 6. November zu einem Monat Gefängnis ohne 
Bewährungsfriſt verurt eilt. Die Verurteilung erfolgte, weil das genannte 
Blatt ſeinerzeit eine Eingabe des Kirchenpräſidenten D. Voß an den Staatspräſidenten 
Moscicki und den Wojewoden Grazynſki, in der gegen die Vergewaltigung der Unierten 
Evangeliſchen Kirche in Oſtoberſchleſien Einſpruch erhoben wurde, veröffentlicht hatte. 
Die Verſammlung, in der dieſe Eingabe beſchloſſen wurde, war von der Polizei nicht 
beanſtandet worden. Das Gericht war aber der Anſicht, daß die Veröffentlichung der 
Eingabe eine „Aufforderung zum Ungehorfam gegen die Behörde“ darſtelle. 

Der deutſche Landwirt Hermann Rösler. in Neu-Borui (Kreis Neutomiſchel) 
wurde von ſeinem 63 Morgen großen Grundſtück, das er vor 15 Jahren rechtmäßig 
erworben hatte, exmittiert. 1925 hatte der polniſche Staat das Vorkaufsrecht geltend 
gemacht und Rösler wurde damals als Eigentümer aus dem Grundbuch geſtrichen. Nach 
einem ſich über 12 Jahre hinziehenden Prozeß wurde Rösler jeßt bon feinem Beſitztum 
vertrieben. Für das 63 Morgen große Grundſtück erhielt er 171 
(einhundertundeinundſiebzig) Zloty. 
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Oſtland⸗ Chronik 


Ein merkwürdiger Kommentar 


Unter den Kommentaren, mit denen die 
polniſche Preſſe die Erklärung zur Volks⸗ 
gruppenfrage vom 6. November d. J. ver⸗ 
ſehen hat, verdient eine Aeußerung der amt⸗ 
lichen „Gazeta Polſka“ Beachtung. Wenn 
man dieſe Aeußerung aufmerkſam lieſt, 
wird man eine recht bemerkenswerte 
Verſchiedenartigkeit der Schlußfolgerungen 
erkennen, die von deutſcher und von polni⸗ 
ſcher Seite aus der Erklärung gezogen 
werden. In dem betreffenden Artikel hat 
es u. a. geheißen: „Seit der Zeit, da die 
Feſtlegung der deutſch-polniſchen Grenze, 
wohl der einzigen Nachkriegsgrenze in 
Europa, die ein Kompromiß darſtellt 
und mit der keine der beiden Seiten von 
Anfang an zufrieden war, mit der ſich aber 
dann beide doch einverſtanden erklärt 
haben, ſeit dieſer Zeit iſt es jetzt zum 
erſten Male zwiſchen den beiden Regierun⸗ 
gen zu einer Verſtändigung gekommen, die 
die Exiſtenz einer polniſchen nationalen 
Minderheit in Deutſchland beſtätigt und ihr 
dieſelben Rechte und Bedingungen kultu⸗ 
reller und wirtſchaftlicher Entwicklung zu⸗ 
geſichert hat, wie ſie die deutſche nationale 
Minderheit in Polen genießt. Es iſt 
das deswegen bedeutungsvoll, weil bisher 
keinerlei Richtlinien beſtanden haben, 
nach denen ſich die Verwaltung des Dritten 
Reiches in ihrem Vorgehen gegenüber 
unſeren Volksgenoſſen jenſeits der Grenze 
hat richten können.“ An dieſem Kommen⸗ 
tar des polniſchen Regierungsorgans iſt 
kein wahres Wort. 


Der Führer an den polniſchen Volksſplitter 


Der Führer und Reichskanzler 
empfing im Zuſammenhang mit der Ber⸗ 
öffentlichung der Erklärung zur Volks⸗ 
gruppenfrage die Vertreter des polniſchen 
Volksſplitters in Deutſchland, Dr. Kacz⸗ 
marek, Szezepaniak und Dr. v. Openkowfki. 
Er machte hierbei folgende Ausführungen: 
„Die übereinſtimmende deutſch⸗polniſche Er⸗ 
klärung über den Schutz der beiderſeitigen 
fremden Volksgruppen, die heute von 
beiden Ländern veröffentlicht wird, ſol! 
die freundſchaftlichen Beziehun⸗ 
gen zwiſchen den beiden Völkern 
verbeſſern und feſtigen. Die 
praktiſche Ausführung der in dieſer Erklä⸗ 
rung enthaltenen Richtlinien kann weſent⸗ 
lich zur Erreichung dieſes Zieles beitragen. 
Das Beſtreben der Reichsregierung geht 
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dahin, das Zuſammenleben der polniſchen 
Volksgruppe mit dem deutſchen Staats⸗ 
volke harmoniſch und innerlich friedlich zu 
geſtalten. Ich ſtelle feſt, daß der 
Wille der Reichsregierung, jedem 
Reichsbürger Brot und Arbeit 
z u 5 auch gegenüber 
den Angehörigen der polniſchen 
Volksgruppe beſteht und durch⸗ 
geführt iſt. In der Zeit großer Arbeits- 
loſigkeit und großer Entbehrungen, denen 
Angehörige der deutſchen Volksgruppe in 
Europa noch vielfach ausgeſetzt ſind, 
nimmt die polniſche Volks⸗ 

ruppe an dem wirtſchaftlichen 
Aufſtieg des Reiches in vollem 
Umfange teil. Gleiche Fortſchritte ſind 
in der kulturellen Betätigung der polniſchen 
Volksgruppe gemacht worden, wie ihre 
vielſeitigen organiſatoriſchen Einrichtungen 
und neuerdings die Errichtung einer weiteren 
höheren polniſchen Schule in Deutſchland 
beweiſen. Die Polen in Deutſchland müſſen 
aber ſtets deſſen eingedenk ſein, daß der 
Gewährung von Schutzrechten 
die loyale Erfüllung der dem 
Staate zu leiſtenden Pflichten 
und der Gehorſam gegen die 
Geſetze gleichwertig gegenüber⸗ 
treten. Der Schutz der deutſchen Volks⸗ 
gruppe in Polen, vor allem in ihrem Recht 
auf Arbeit und Verbleib auf ihrer ange⸗ 
ſtammten Scholle, wird auch zur Sicherung 
der polniſchen Volksgruppe in Deutſchland 
beitragen. Das hohe Ziel des Paktes, den 
ich ſeinerzeit mit dem großen polniſchen 
Staatschef Marſchall Joſef Pilſudſki ge- 
ſchloſſen habe, wird durch dieſe gemeinſame 
deutſch⸗polniſche Erklärung zur Minder⸗ 
heitenfrage feiner Verwirklichung näher: 
gerückt.“ 


Danzig zwiſchen Deutſchland und Polen 


In der amtlichen Mitteilung über den 
Empfang des polniſchen Botſchafters Lipfki 
beim Führer anläßlich der Veröffentlichung 
der Volksgruppenerklärung hat es u. a. 
geheißen: „Bei der Unterhaltung wurde zu⸗ 
gleich feſtgeſtellt, daß die deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen durch 
die Danziger Frage nicht ge⸗ 
ſtört werden ſollen“. Dieſe Formu⸗ 
lierung iſt nicht ohne weiteres verſtändlich, 
und ſie hat auch bereits zu von einander 
abweichenden Auslegungen Anlaß gegeben. 
Danzigerſeits iſt ſie amtlich in folgender 


Weife interpretiert worden: „Durch die in 
der Verlautbarung über die Unterhaltung 
des Führers und Reichskanzlers mit dem 
polniſchen Botſchafter in Berlin enthaltene 
Feſtſtellung zur Danziger Frage iſt zum 
Ausdruck gebracht worden, daß das durch 
die Politik der unmittelbaren Verſtändigung 
erreichte deutſch⸗polniſche Verhältnis eine fo 
umfaſſende Bedeutung beſitzt, daß eine 
normale und den natürlichen 
Bedürfniſſen der Danziger Be⸗ 
völkerung entſprechende Ent⸗ 
wicklung der Lage Danzigs die 
deutſch⸗polniſchen Beziehun⸗ 

en nicht ſtören kann.“ Gegen diefe 
Jnslegung bat die Polniſche Tele⸗ 
graphenagentur offiziell Stellung 
genommen; ſie hat erklärt, daß der Dan⸗ 
ziger Senat überhaupt nicht zu einer Aus⸗ 
legung der Feſtſtellungen der Reichsregie⸗ 
rung und der polniſchen Regierung berech⸗ 
tigt ſei. Demgegenüber muß feſtgeſtellt 
werden, daß es das natürliche Recht des 
Danziger Senates iſt, zu Erklärungen, die 
von anderen Regierungen zur Danziger 
Frage abgegeben werden, Stellung zu nehmen. 
Weiter iſt zu der Verlautbarung ſelbſt zu 
bemerken: Es liegt in der Natur der Sache, 
daß die deutſch⸗polniſchen Beziehungen 
durch die Danziger Angelegenheit nur dann 
nicht geſtört werden, wenn po Iniſcher⸗ 
feits die deutſch beſtimmte Ent: 
wicklung der Freien Stadt 
unter nationalſozialiſtiſcher 
Führung alsdie allein und aus⸗ 
ſchließlich mögliche anerkannt 
wird. 


Die NEDAP fest fih durch 

„Von nun an wird unſere Arbeit 
ſchneller vorwärtsgehen als in den letzten 
vier Jahren. Jetzt ſtehen uns keine Parteien 
mehr im Wege. Die Geſetze der nächſten 
Monate werden zeigen, wohin unſer Weg 
geht. Eine Aufgabe, die vor uns ſteht und 
die wir bis zum nächſten Frühjahr gelöſt 
haben wollen, ift die Judenfrage“. Ent⸗ 
ſprechend dieſer Ankündigung des Danziger 
Gauleiters Albert Forſter wurden be⸗ 
reits am 8. November die erſten politiſch 
bedeutſamen neuen Geſetze vom Danziger 
Volkstag beſchloſſen. Zunächſt wurde durch 
ein Amneſtiegeſetz ein Strich unter die 
Zeit des politiſchen Parteienkampfes in der 
Freien Stadt Danzig gezogen. Auf Grund 
dieſes Geſetzes wurden alle Geldſtrafen und 
Freiheitsſtrafen bis zu einem Jahr, die 
wegen einer bis zum 15. Oktober 1937 be⸗ 
gangenen politiſchen Straftat rechtskräftig 
erkannt und noch nicht vollſtreckt waren, 


erlaſſen. In Zukunft aber wird auf der- 
artige Straftaten ein verſchärftes Straf: 
maß angewandt werden. Zugleich wurde 
eine vom 1. November d. J. datierte Ber: 
ordnung gegen die Neubildung 
von politiſchen Parteien erlaſſen. 
Demnach iſt die Bildung neuer politiſcher 
Parteien im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig verboten. Wer es unternimmt, 
eine neue politiſche Partei ins Leben zu 
rufen oder den Zuſammenhalt einer der auf⸗ 
gelöſten Parteien wiederherzuſtellen, wird 
mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder mit 
Gefängnis von ſechs Monaten bis zu drei 
Jahren beſtraft. Durch eine weitere, gleich⸗ 
falls vom 1. November d. J. datierte B e r- 
ordnung über die Staatsjugend 
in Danzig wurde beſtimmt: „Die 
deutſchſtämmige Jugend der Freien Stadt 
Danzig wird zu einer Staatsjugend zu⸗ 
ſammengefaßt. Aufgabe der Staatsjugend 
iſt die körperliche, geiſtige und ſittliche Er⸗ 
ziehung der Jugend zum Dienſt am Volk 
und zur Volksgemeinſchaft. Die Führung 
der Staatsjugend wird dem Staatsjugend⸗ 
führer übertragen. Staatsjugendführer ift 
der jeweilige Präſident des Senates der 
Freien Stadt Danzig.“ Die Danziger 
Staatsjugend wird entſprechend dem Bor: 
bild im Reiche aufgebaut werden. Dem 
diplomatiſchen Vertreter Polens wurde auf 
ſeine Anfrage, wie ſich die Verordnungen 
über die Neubildung von Parteien und über 
die Staatsjugend auf den polniſchen 
Volksſplitter in Danzig auswirken werden, 
von Seiten des Senats beruhigende Ver⸗ 
ſicherungen gegeben. 


Kirchliches Leben in Zahlen 


Im Jahre 1936 wurden in den Kirchen⸗ 
gemeinden der Unierten Evangeliſchen 
Kirche in Poſen⸗Pommerellen insgeſamt 
290450 Seelen gezählt; das find 
1 797 weniger als im Jahre 1935. Dieſer 
Rückgang iſt hauptſächlich auf die Ab⸗ 
wanderung der Bevölkerungskreiſe zurück⸗ 
zuführen, denen durch Parzellierung, Ar⸗ 
beitsloſigkeit und mangelnde Berufsaus- 
ſichten die Daſeinsmöglichkeiten genommen 
wurden. Die Zahl der Geburfen nahm 
zu; fie betrug im Jahre 1938: 5 306 und 
im Jahre 1936 dagegen 5 656. Davon 
waren 5 126 aus rein evangeliſchen Ehen 
und nur 122 aus Miſchehen. Die Zahl 
der Eheſchließungen betrug im 
Jahre 1936: 2 727; davon waren 2622 
rein evangeliſche Paare und 105 Miſchehen 
(98 evangeliſch⸗katholiſch). Bemerkenswert 
iſt, daß keine Ehe mit Juden ein⸗ 
gegangen wurde. Die Zahl der Ster be⸗ 
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fälle betrug im Jahre 1936: 4 542. Kon⸗ 
firmiert wurden im Jahre 1936: 5 123 
Kinder. Ulebertritte zur evangeliſchen Kirche 
erfolgten 203, darunter 124 von der katho⸗ 
liſchen Kirche. Ihnen ſtanden 76 Austritte 
aus der evangeliſchen Kirche gegenüber, 
davon 66 zur katholiſchen Kirche. 


General Dowbor⸗Musnicki f 


Auf feinem Gut Batorowo bei Poſen 
ſtarb am 22. Oktober General Joſef 
Dowbor-Musnicki im Alter von 
70 Jahren. Der General, der aus dem 
Sandomirer Gebiet ftanmt, war im 
ruſſiſch⸗japaniſchen Krieg als Führer her⸗ 
vorgetreten. Den Weltkrieg machte er 
zunächſt auf ruſſiſcher Seite als Stabschef 
der 2. Diviſton, dann als Kommandeur 
des 14. Sibiriſchen Schützenregiments und 
ſchließlich als Stabschef der 1. Armee mit. 
Nach der ruſſiſchen Revolution wurde er 
zur Führung des 1. Polniſchen Korps be⸗ 
rufen, das aus Soldaten der ruſſiſchen 
Armee gebildet wurde. Nach deſſen Ent⸗ 
waffnung durch die Deutſchen kehrte er 
nach Polen zurück. Im Jahre 1918 ſtellte 
ſich Dowbor⸗Musnicki an die Spitze des 
polniſchen Aufſtandes in Poſen. 1920 
wurde er in den Ruheſtand verſetzt. Politiſch 
ſtand der General im nationaldemokrati⸗ 


ſchen Lager. 


Literariſcher Wettbewerb 


Der „Deutſche Kulturbund für 
Polniſch⸗Schleſien“ (Kattowitz, ul. 
Dworcowa 11) hat zu einem literariſchen 


Wettbewerb der deutſchen Volks— 
gruppe in Polen aufgerufen mit dem 
Ziel, die dichteriſchen Kräfte der Volks⸗ 
gruppe feſtzuſtellen und zu prüfen. An dem 
Wettbewerb beteiligen können ſich alle in 
Polen wohnenden Deutſchen, die nachweis⸗ 
lich einem deutſchen Verein angehören. Zu⸗ 
gelaſſen ſind alle Dichtungsformen, Lyrik, 
Profa (Roman, Novelle uſw.) und Drama. 
Die Dichtungen follen in hochdeutſcher 
Sprache abgefaßt ſein. Mundartliche 
Dichtungen find zugelaſſen, unterliegen aber 
einer Gonderbeurfeilung. Die eingeſandten 
Dichtungen ſollen nach Möglichkeit unter 
dem Leitmotiv Volk — Heimat 
ſtehen. Die ſechs beſten Arbeiten jeder 
Gattung werden durch Urkunden und Buch- 
preiſe geehrt. Der Beſte jeder Gattung ſoll 
zu einem Dichterabend eingeladen werden. 
Das Preisgericht ſetzt ſich zuſammen aus 
dem Schriftleiter der „Deutſchen Monats⸗ 
hefte in Polen“, Viktor Kauder, Katto⸗ 
witz, dem Herausgeber des Quellenwerkes 
„Deutſche Literatur“, Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Heinz Kindermann, Münſter 
i. W., dem Vorſitzenden des Verbandes 
deutſcher Buchhändler in Polen, Verlags⸗ 
direktor Dr. Horft Kriedtke, Kattowitz, 
dem Seminarprofeſſor Dr. Julius K rå- 
mer, Bielitz, dem Bibliothekar Dr. Kurt 
Lück, Poſen, dem Vorſitzenden des Deut⸗ 
ſchen Kulturbundes, Prof. Dr. Paul G o r - 
nik, Kattowitz, und dem Schriftleiter der 
Monatsſchrift „Der Kulturwart“, Hellmut 
Zipſer, Kattowitz. Als letzter Ein⸗ 
fendungstermin ift der 31. März 1938 feft- 
geſetzt worden. 


Bücher über den Oſten 


Die Bevölkerungsentwicklung im preußiſchen 
Oſten in den letzten hundert Jahren. Von 
Heinz Rogmann. Volk und Reich Ver⸗ 
lag, Berlin 1937. 269 Seiten. 12 graphiſche 
Ueberfichten im Anhang. Preis kart. 8,— RM. 
— Mit der vorliegenden Arbeit hat Rogmann 
einen umfaſſenden Lieberbli® über das bevölke— 
rungs- und volkspolitiſche Kardinalproblem des 
Deutſchen Reiches gegeben. Die Arbeit iſt in 
vier Teile gegliedert. leber die beiden erften, 
die ſich mit den Tatſachen und Faktoren der 
Bevölkerungsentwicklung im preußiſchen Oſten 
befaſſen, wird an anderer Stelle in knapper 
S eren et berichtet. (Siehe Seite 423). 
In dritten Teil fegt ſich der Verfaſſer mit den 
herrſchenden Anſchauungen über die Zufammen- 
hänge zwiſchen Landflucht und Agrarverfaſſung, 
insbeſondere zwiſchen Fortwanderung aus dem 
Often und Großgrundbefis auseinander. Er er- 
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örtert die Unterſuchungen, die von der Goltz, 
Sering, Quante, Volz, Burgdörffer, Broe⸗ 
ſicke, Heſſe, Hainiſch, Keller und andere Sta⸗ 
tiſtiker und A- rarwiſſenſchaftler über diefe Zus 
ſammenhänge vorgenommen haben. Auf Grund 
der von ihm regiftrierten bevölkerungs⸗ſtatiſti⸗ 
ſchen Tatſachen und des kritiſchen Rückblickes 
auf die weſentlichſte einſchlägige Literotur faßt 
der Verfaſſer im vierten Teil feiner A, beit die 
gewonnenen Erkenntniſſe über die Gründe der 
Fortwanderung aus dem preußiſchen Oſten und 
über die Möglichkeiten zuſammen, dieſer ſowohl 
bevölkerungs⸗ wie volkspolitiſch gefährlichen 
Wanderungsbewegung entgegenzuwirken. Dem 
Textteil ſchließen ſich ein 70 Seiten umfaſſender 
Tabellenteil und ein umfangreicher Literatur⸗ 
nachweis an. Rogmann hat mit feiner Arbeit 
ein Standardwerk über die oſtdeutſche Bevöl⸗ 
kerungsfrage vorgelegt, das, ganz abgeſehen von 


feiner wiſſenſchaftlichen Bedeutung, für alle die 
ein unentbehrliches Hilfsmittel fein wird, die 
ſich ernſthaft mit den Fragen des deutſchen 
Oſtens befaſſen. Dr. K. 

Das Baltikum in Zahlen. Eſtland, Lettland, 
Litauen, Memelgebiet. Bearbeitet von Egin- 
hard alter mit einem Vorwort von 
Theodor Oberländer. Selbſtverlag 
des Inſtituts für Oſteuropäiſche Wirtſchaft, 
Königsberg Pr. 1937. 76 Seiten. Preis 
1,50 RM. — In ſeinem Vorwort umreißt 
Prof. Oberländer von der geſchichtlichen, geo⸗ 
graphiſchen, kulturellen und wirtſchaftlichen 
Seite her die Stellung der Randſtaaten im 
Rahmen des großen europäiſchen Geſchehens. 
Die Schrift ſelbſt, die auf ſeine Anregung zu⸗ 
rückgeht, iſt das Ergebnis einer Gemeinſchafts⸗ 
arbeit der Mitarbeiter der baltiſchen Abteilung 
des Inſtituts für Oſteuropäiſche Wirtſchaft. 
Die Veröffentlichung einer ſolchen Arbeit war 
notwendig, weil (nicht nur wegen der Sprach⸗ 
[bmwierigkeiten) das für die Bewertung und zum 
Verſtändnis der Randſtaaten notwendige 
Zahlenmaterial den intereſſierten Kreiſen im 
Reiche bisher kaum oder nur ſchwer zugänglich 
war. In der Arbeit ſind die erreichbaren und 
verwertbaren ſtatiſtiſchen Angaben über die Be⸗ 
völkerung, die Induſtrie, die Landwirtſchaft, den 
Handel und Verkehr, das Geld- und Bank⸗ 
weſen, den Arbeitsmarkt und das kulturelle 
Leben in annähernd 200 Tabellen zuſammenge⸗ 
ſtellt. Dabei iſt, wo irgend möglich, das 
Zahlenmaterial über das autonome Memel⸗ 
gebiet geſondert dargeſtellt. Beſonderer Wert 
iſt auch darauf gelegt, die tiefgreifenden Struk⸗ 
turunterſchiede in Erſcheinung treten zu laſſen, 
die zwiſchen Lettgallen und dem eigentlichen 
Lettland beſtehen. Die ſtatiſtiſchen Angaben 
ſind nach Möglichkeit bis zum Jahre 1936 fort⸗ 
geführt. Trotz der ſtark von einander ab⸗ 
weichenden Erhebungszeiten und methoden wird 
verſucht, das Zahlenmaterial nach einheitlichen 
Geſichtspunkten zu ordnen. Beſonders zu be⸗ 
grüßen iſt es, daß, ſoweit als möglich, die Ver⸗ 
gleichszahlen für die Vorkriegszeit herausge⸗ 
zogen und die Prozentzahlen errechnet worden 
ſind. Beim Studium der Arbeit darf man nicht 
überſehen, daß ſämtliche angeführten Zahlen 
ſich auf amtliche Erhebungen ſtützen. Die Ar⸗ 
beit wird für alle, die ſich mit Fragen des Bal- 
tikums befaffen, ein unentbehrlicher Helfer und 
Ratgeber ſein. Dr. K. 


Kaffe und Staat im Nordoftraum. Von 
Guſtav Paul. J. Lehmann⸗Verlag, 
München 1937. 45 Seiten mit 15 Karten. 
Preis kartoniert 1,30 RM. — Der Nordoſt⸗ 
raum, von dem der Verfaſſer ſpricht, ſtellt ein 
Dreieck dar, deſſen Eckpunkte an der Elbmün⸗ 
dung, am Ladogaſee und an der Donaumündung 
liegen. In großen, zuſammenfaſſenden Zügen 
werden die Raſſen, Völker- und Staaten⸗ 
ſchickſale dieſes Raumes von der vorgeſchicht⸗ 
lichen Zeit bis zum Verſailler Diktate behandelt. 
Germanen, Balten, Slawen und wieder, Ger⸗ 
manen (Wikinger) beſtimmen die vorgeſchicht⸗ 
liche Zeit dieſes Raumes. Die deutſche Wieder⸗ 


beſiedlung, Hanfe und Orden füllen die folgenden 
Jahrhunderte aus. Das Wachſen (und z. T. 
Wiedervergehen) der Moskauer, der ſchwe⸗ 
diſchen und der brandenburgiſch-preußiſchen 
Macht beſtimmen die Entwicklung des Nord: 
oſtraumes bis an die Schwelle der neueſten Zeit, 
in der Oeſterreich und Rußland von Südweſten 
und Oſten her die Grenzen dieſes Raumes 
überſchreiten und der große Rückfluß deutſchen 
Volkstums nach Weſten einſetzt, deſſen politiſche 
Auswirkungen im Verſailler Diktat offenbar 
wurden. Dr. K. 


Das Buch des deutſchen Bauern. Bearbeitet 
von Friedrich Wilhelm Runge. 
Zentral-Berlag GmbH., Berlin 1935. 279 Gei- 
ten. Preis Leinen 5,50 RM. — Bekannte 
Sachkenner haben an dieſem Buche mitgear⸗ 
beitet. Günther Pacyna ſchildert die Zeit der 
Bauernkriege als eine Zeit des Kampfes um 
das Deutſche Reich und um das deutſche Recht 
und verfolgt die Entwicklung des Bodenrechtes 
von der germaniſchen Frühzeit bis zum Reichs⸗ 
erbhofgeſetz. Ueber das Bauerntum als Blut⸗ 
quell der Nation und Grundlage des Staates 
ſpricht Karl Motz. Das Erbhofgeſetz, die 
Marktordnung und das Reichsnährſtandsgeſetz 
behandeln Wilhelm Saure, Georg Reichart 
und Ludwig Herrmann. Von der geſchichtlichen 
Koloniſationsleiſtung des deutſchen Bauerntums 
und der bäuerlichen Siedlung der Gegenwart 
handeln Beiträge von Georg Fritz und Kummer. 
Wilhelm Scheuermann -Freienbrink und Wilhelm 
Peterſen beweiſen in äußerſt intereſſanten Auf⸗ 
ſätzen den Hochſtand der landwirtſchaftlichen 
Kultur bei den Germanen. Vom bäuerlichen 
Brauchtum, dem deutſchen Bauernhaus, Bau⸗ 
erndorf und Bauernlied ſprechen Hans Strobel 
und Paul Boetticher. Das mit zahlreichen 
Bildern ausgeſtattete Buch umfaßt ſo in ſeinen 
Beiträgen geſchichtlich und gegenwartspolitiſch 
den ganzen Bereich des bäuerlichen Lebens und 
ſtellt eine gute Einführung in Sinn und Weſen 
der nationalſozialiſtiſchen Bauernpolitik dar. 
Wo von den praktiſchen geſetzlichen Maß⸗ 
nahmen des Dritten Reiches die Rede iſt, iſt die 
Darſtellung des im Jahre 1935 erſchienenen 
Buches in Einzelfragen naturgemäß z. T. über⸗ 
holt, was den Wert der Geſamtdarſtellung aber 
nicht mindert. Nicht leicht zu verſtehen ift es, 
wie ein Beitrag über „die europäiſche Bauern- 
idee“, der eine weitgehende Verkennung völker⸗ 
pſychologiſcher Tatſachen verrät, in dieſes 

uch aufgenommen werden konnte. Dr. K. 

Die Schick ſalsſtunde des alten Reiches. 
Von Heinrich Ritter von Srbik. 
Eugen Diederichs Verlag, Jena 1937. 58 Gei- 
ten. Preis 0,90 RM. — Der bekannte deutſch⸗ 
öſterreichiſche Hiſtoriker behandelt in dieſer Ar⸗ 
beit, die in der Reihe „Oeſterreichiſchdeutſche 
Schriften“ erſchienen iſt, die Jahre, in denen 
das Heilige Römiſche Reih Deutſcher Nation 
unter den Schlägen Napoleons endgültig zer⸗ 
brach. Mit der 1804 erfolgten Erhebung 
Oeſterreichs zum Kaiſertum, die als Habsbur⸗ 
giſche Reaktion auf die ſelbſtherrliche Kaifer- 
krönung Napoleons erfolgte, war der erſte ent- 
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ſcheidende Schritt aus dem Reiche getan, dem 
eine förmliche Flucht der anderen deutſchen 
Staaten aus dem Reiche folgte. Zwei Jahre 
ſpäter fand der Auflöſungsprozeß mit der Ab⸗ 
dankung Franz J. als deutſcher Kaifer feinen 
vom Korſen erzwungenen und von den Haus- 
machtintereſſen Habsburgs gewünſchten Ab⸗ 
ſchluß. Es iſt intereſſant, an Hand der Studie 
Srbiks dieſe Entwicklung in ihren macht⸗ 
politiſchen Zuſammenhängen, ihrer rechtlichen 
Verſchlungenheit und ihren politiſchen Reakti⸗ 
onen zu verfolgen. Was die Zeitgenoſſen dieſes 
Geſchehens auch über das alte Reich ſagen 
mochten, niemand konnte ſich der tiefen Tragik 
entziehen, die darin lag, daß ein tauſendjähriges 
Reich, das aud noch als politiſcher Leichnam 
eine Idee verkörperte, aufhörte zu beſtehen. 
Und auch in denen, die nach Generationen und 
aus dem Stolz eines neuen Reiches heraus auf 
dieſes Ereignis zurückblicken, zittert noch etwas 
von dieſer Tragik nach. Dr. K. 


Wien. Die Grenzſtadt im deutſchen Oſten. 
Von Bruno Brehm. Eugen Diederichs⸗ 
Verlag, Jena 1937. 48 Seiten. Preis 0,90 RM. 
Daß Wien eine deutſche Grenzſtadt im Oſten 
iſt, und zwar nicht nur geographiſch, iſt eine 
Tatſache, die der deutſchen Oeffentlichkeit erſt 
noch politiſch bewußt werden muß. Bruno 
Brehm hat dieſe Tatſache in der vorliegenden 
Arbeit, die in der Reihe „Oeſterreichiſchdeutſche 
Schriften“ erſchienen iſt, von der landſchaft⸗ 
lichen und der geſchichtlichen Seite her be- 
leuchtet. Der glänzende Stil macht die Lektüre 
des Buches ebenſo zu einem Vergnügen wie 
die geiſtvolle Behandlung des Themas, die das 
pſychologiſch Charakteriſtiſche dieſer Stadt und 
ihrer enſchen herauszuſtellen verſteht. „Es 
iſt bitter, eine Welt, weit wie ein Meer, vor 
ſich liegen zu fehen, über das kein Schiff mehr 
gegen Oſten fahren will. Es iſt lähmend, am 
Ufer zu ſtehen und die Ferne verriegelt zu 
finden. Es iſt ſchmerzhaft, mit jedem Hauch 
Weltgeſchichte zu atmen und in einem ver⸗ 
ſtümmelten, kleinen Staate zu leben und in einer 
ſtolzen Stadt, an der vorbei ein Strom voll 
Verheißung zieht. Es. kränkt ein ehrliebendes 
Herz, täglich vom Fenſter die Grenzen zweier 
Staaten ſehen zu muͤſſen, die einander und dieſer 
Stadt auch den Weg verſperren“. Dr. K 


Stilles Licht — Geliebtes Land 
Roman von Heinrich Koig. Paul Neff 
Verlag, Berlin 1937. 365 Seiten. Preis 


Leinen 5,50 RM. — Es iſt für einen deutſchen 
Verfaſſer ein ungewöhnlicher Verſuch, den 
Freiheitskampf des ukrainiſchen Volkes in Form 
eines hiſtoriſchen Romans darzuſtellen. Dieſer 
Kampf der Jahre 1917/1920 verdient es, 
dem deutſchen Volke nahegebracht zu werden. 
Schon darin liegt die innere Rechtfertigung 
des von Koitz unternommenen Verſuches, deſſen 
politiſch⸗militäriſche Ereigniſſe der deutſchen 
Oeffentlichkeit in zuſammenhängender Dar⸗ 
ſtellung bisher nur zum Teil in dem umfang⸗ 
reichen Werk von W. Kutſchabſky „Die 
Weſtukraine im Kampfe mit Polen und dem 
Bolſchewismus in den Jahren 1918/1923“ 
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zugänglich gemacht worden ſind. Die Dar⸗ 
ſtellung des Romans beginnt mit dem Vor⸗ 
marſch der nationalukrainiſchen Truppen unter 
dem Ataman Petljura gegen Kiew; fie endet, 
drei Jahre ſpäter, mit dem letzten verzweifelten 
Widerſtandsverſuch eines verlorenen Häufleins 
ukrainiſcher Freiheitskämpfer in Podoliſch 
Kamenz. Der Verfaſſer, hat ſich in Bezug auf 
den äußeren Gang der Handlung im weſent⸗ 
lichen an den Ablauf der geſchichtlichen Tat⸗ 
ſachen gehalten. Niemand kann ſich der Tragik 
des ukrainiſchen Kampfes, des dreimaligen 
Marſches auf Kiew und des ſchließlichen 
Unterganges im „Viereck des Todes“ entziehen. 
Die Fahrer dieſes Kampfes hat der Verfaſſer, 
unter fremden Namen, der Gunſt und dem 
Haß der Parteien entrückt; in ihren Taten und 
Worten enthält das Leben und das Wollen 
eines 40⸗Millionenvolkes Geſtalt. Sie find 
für ihr Volk ſchon Legende geworden. Und in 
dieſer Legende liegt zukunftsgeſtaltende Ba 

KR. 


26 Tuchmacherfamilien in Bojanowo. Von 
Ernft Waetzmann. Verlag der Hiſto⸗ 
riſchen Geſellſchaft, Poſen 1937. Auslieferung 
für das Deutſche Reich durch Verlag Günther 
Wolff, Plauen i. V. 95 Seiten. Preis 2, RM. 
Der vorliegende Band enthält in Liſtenform die 
Genealogien von 26 deutſchen Familien der 
Stadt janowo, die im Jahre 1938 ihr 
dreihundertjähriges Beſtehen feiern wird. Die 
Genealogien reichen in den meiſten Fällen vom 
17. bis zum 19. Jahrhundert. Es handelt ſich 
um folgende Familien: Brucke, Daeſem, Gloger, 
Habermann, Hampel, Heller, Hirſe, Kirchner, 
Kittlaus, Kliem, Maentler, Mieliſch, Mitt- 
mann, Pielert, Pilger, Prauſe, Pürſchel, 
Raſchke, Schablin, Schönknecht, Schubert, 
Springer, Tſchepke, Tſchirner, Viebig und 

icke. In einem Anhang ſind die in den 
Liſten vorkommenden Namen der 450 ver⸗ 
ſchwägerten Familien noch einmal alphabetiſch 
zuſammengeſtellt. Intereſſe hat die vorliegende 
Aufſtellung nicht nur für das Poſener Gebiet, 
peen auch für Niederſchleſien, woher die 

ojanowoer Familien zugewandert find, und 
für Kongreßpolen, wohin ein Teil von ihnen 
vor über 100 Jahren weitergewandert T n 
eK. 


Kuriſche Reife. Roman von Klaus 
Jedzek. Wilh. Gottl. Korn Verlag, Breslau 
1937. 208 Seiten. Preis Pappband 3,20 RM., 
Ganzleinen 3,30 RM. — Jedzek, der Drama⸗ 
turg am Staatstheater in Berlin iſt, hat hier 
die Geſchichte einer kleinen Sommerreiſe nach 
Königsberg und der Kuriſchen Nehrung ge⸗ 
ſchrieben. Vier Freunde und eine Schau⸗ 
ſpielerin ſind die handelnden Perſonen, alles 
Menſchen, die nicht in den Kleinigkeiten des 
Alltages aufgehen, die geiſtige Auseinander⸗ 
fegungen lieben und dieſe auch in die große 
Einſamkeit der Nehrungsdünen und des kleinen 
Haffdorfes tragen. Die junge Künſtlerin iſt 
immer dort, wo es zu heftigeren Konflikten zu 
kommen droht, das ausgleichende und ver⸗ 
ſöhnende Element. Das Buch handelt von einer 


Reife, die in jeder Hinſicht weit abfeits vom 
Baedecker liegt, die Königsberg und Nehrung 
nicht beſchreibt, ſondern erlebt, die arm an 
äußeren Ereigniſſen, aber reich an tiefen Ge- 
ſprächen iſt und in die mit kleinen, klaren 
Linien der Gang einer Liebesgeſchichte ein⸗ 
gewebt iſt. Dr. 


Alle Waſſer Böhmens fließen nach Deutſch⸗ 
land. Roman von Friedrich Poden- 
reuth. Verlag Hans von Hugo und Schlot⸗ 
heim, Berlin 1937. 347 Seiten. — Dieſes 
Buch Bodenreuths iſt mehr als bloß ein neuer 
geſchichtlicher oder politiſcher Roman! Mit 
ungeheurer Wucht wird an dem Schickſal 
Chriſtopher Jakobs aus Budweis der Kampf 
der deutſchen Menſchen in der ehemaligen 
habsburgiſchen Monarchie und in der neu er⸗ 
ſtandenen tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik gezeigt. 
Das Buch aber iſt nicht ſtille Reſignation, nicht 
Verzicht, ſondern Kampf bis zum letzten. Ein 
Buch, das in einem großen Wurf die Ent⸗ 
wicklung in Böhmen während der letzten Jahr: 
zehnte darlegt, auf der einen Seite der Tſcheche, 
der planvoll und zielbewußt an die Vorbe⸗ 
reitung ſeines Staates herangeht, auf der an⸗ 
dern Seite der Deutſche in Böhmen, der von 
Wien und Berlin im Stich gelaſſen wird, und 
der, auf ſich ſelbſt geſtellt, in dieſem Kampf 
unterliegen muß. Ein Buch, das aber auch die 
ganze Tragik des Heldenkampfes der deutſchen 
Regimenter der Habsburgermonarchie im Welt: 
kriege erſchütternd ſchildert. Klar wird die 
Gegenwarts- und Zufunftsaufgabe des Sudeten⸗ 
deutſchtums gewieſen: „Wir Deutſchböhmen 
aber müſſen in einem ewigen Graben liegen, 
vom erſten Tage des Lebens bis zu ſeinem 
Ende. Aber wir dürfen vor Deutſchlands 
Ruhe liegen! Das heißt viel! Das heißt ſehr 
viel! Und wir wollen gute Soldaten femi 


Das Berner Fehlurteil über die Protokolle 
der Weiſen von Zion. Eine kritiſche Betrach⸗ 
tung über das Drozeßverfahren. Von 
Stephan Vaſz, Budapeſt. II. Bodung Ver⸗ 
lag, Erfurt 4935. 135 Seiten. Preis 2,— RM. 
— Der kürzlich erfolgte Freiſpruch der wegen 
der Verbreitung der „Protokolle der Weiſen 
von Zion“ verklagten Schweizer Schnell und 
Fiſcher durch das Berniſche Obergericht hat 
noch einmal die Aufmerkſamkeit auf die im 
Oktober 1934 und im Mai 1935 durchgeführten 
Hauptverhandlungen dieſes von der Juden- 
ſchaft infzenierten Prozeſſes gelenkt. In der 
vorliegenden Schrift hat der Verfaſſer auf 

rund der Verhandlungsakten und der Gut⸗ 
achten der gerichtlichen Experten die ſeiner⸗ 
zeitigen Prozeßmethoden einer eingehenden und 
vernichtenden Kritik unterzogen. Der Verſuch 
des Judentums, zu beweiſen, daß die „Pro⸗ 
tofolle” eine Fälſchung fein follen, ift in dieſem 
Prozeß nicht gelungen. Wie die jüdiſchen und 
judenfreundlichen Kreiſe die Angeklagten zur 

trede zu bringen und wie fie den von ihnen 
angeſtrebten „Beweis“ zu führen verſuchten, 
wird in dem kritiſchen Bericht des Verfaſſers 
eingehend beleuchtet. Dr. K. 


Keine Kriege, keine diplomatiſchen Künfte 


kaben unserem Volke je eine solche Ausweitung seines 
Lebensraumes gebracht wie der Ostlandzug, den es 
unter der Führung der Hanse und des „Deutschen 
Ordens“ aus eigener Kraft antrat und vollendete. 
Dieser großen Leistung und der wechselvollen ge- 
schichtlichen Schicksale des deutschen Ostens ge- 
denkt das neue Werk 


Der 
Deuiſche. Often 


Seine Geschichte, sein Wesen und seine Aufgaben. 
Herausgegeben von Karl C. Thalheim, Prof. an der 
Handelshochschule Leipzig, und A. Hillen Ziegfeld 


Keine Mühen und Mittel wurden gescheut, um in 
Gemeinschaftsarbeit der besten Kenner dieser Pro- 
bleme ein stattliches Werk zu schaffen. Eine vera 
schwenderische Fülle von Illustrationen — 232 Ab- 
bildungen, 24 mehrfarbige und Tiefdrucktafeln, 
4 Faksimile-Beilagen und 71 geopolitische Karten 
— wurde zwischen die Seiten eingestreut, ein Schatz 
vielfach unbekannten Kulturgutes zusammenge- 
tragen. In den vielen Kapiteln der allumfassenden 
Darstellung wird gezeigt, wie der ostdeutsche Raum 
und der ostdeutsche Mensch für uns alle zum guten 
Schicksalwurde; wieostdeutsche Kultur, ostdeutsche 
Menschen unser geistiges Leben befruchteten. In 
lebensvoller Darstellung legt das Werk die land- 
schaftlichen, kulturellen und politischen Funda- 
mente des Ostraumes bloß, verfolgt den Fluß der 
Geschichte bis zurück zu den sagenumsponnenen 
Quellen, entwirft ein liebevolles Bild des ostdeutschen 
Menschen. Auch zum Auslands-Deutschtum, das 
sich weit über die Grenzen bis tief nach Rußland 
hinein ausbreitet, schlägt es Brücken des Ver- 
ständnisses. Preis broschiert 22 Mark, in Ganz- 
leinen 26 Mark, Halbleder 29 Mark. 
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